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Gesetzentwurf 
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Entwurf eines Gesetzes über die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze 
bei innergemeinschaftlichen Verstößen 


A. Problem und Ziel 

Die Europäische Gemeinschaft hat die Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Oktober 2004 über die 
Zusammenarbeit zwischen den für die Durchsetzung von Verbraucherrechten 
zuständigen nationalen Behörden („Verordnung über die Zusammenarbeit im 
Verbraucherschutz“) erlassen. Ziel dieser Verordnung ist es, die Durchsetzung 
von Verbraucherrechten bei grenzüberschreitenden Verstößen gegen Gesetze 
zum Schutze der Verbraucher zu verbessern. Die Mitgliedstaaten sind ver- 
pflichtet, eine Zentrale Verbindungsstelle und eine oder auch mehrere für die 
Durchsetzung zuständige Behörden zu benennen. Die zuständige Behörde muss 
über bestimmte Ermittlungs- und Durchsetzungsbefugnisse verfügen, um einen 
Verstoß effektiv unterbinden zu können. Die Mitgliedstaaten können zwischen 
verschiedenen Verfahrensausgestaltungen, wie die zuständige Behörde einen 
Verstoß unterbindet, wählen. Auch kann die zuständige Behörde, statt selbst 
tätig zu werden, einen geeigneten Dritten mit der Durchsetzung beauftragen. 
Die Voraussetzungen hierfür können die Mitgliedstaaten unter Beachtung der 
Vorgaben der Verordnung regeln. 

Die Verordnung ist am 29. Dezember 2004 in Kraft getreten, wird jedoch erst 
gestaffelt wirksam. Sie gilt mit Ausnahme der Bestimmungen über die Amts- 
hilfe in den Kapiteln II und 111 ab dem 29. Dezember 2005, im Übrigen ab dem 
29. Dezember 2006. 


B. Lösung 

Der vorliegende Gesetzentwurf kommt den genannten Verpflichtungen durch 
Beneimung der Zentralen Verbindungsstelle und der zuständigen Behörden 
nach. Die Durchführang der Verordnung soll durch ein eigenständiges Gesetz 
erfolgen, um zum Zeitpunkt ihrer Anwendbarkeit über die erforderlichen natio- 
nalen Regelungen zu verfügen. Hierzu werden insbesondere Regelungen über 
die Ermittlungs- und Durchsetzungsbefugnisse der zuständigen Behörde ge- 
troffen. Des Weiteren werden die Bedingungen festgelegt, nach denen die zu- 
ständige Behörde einen geeigneten Dritten mit der Einstellung des Verstoßes 
beauftragen soll. 


C. Alternativen 

Keine 
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D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Haushaltsausgaben mit Vollzugsaufwand 

Den Behörden des Bundes kann ein erhöhter Bedarf an Haushaltsmitteln in Ab- 
hängigkeit von der Zahl der an die zuständigen Behörden gerichteten Ersuchen 
entstehen. Gleichzeitig sieht der Gesetzentwurf jedoch die Erhebung von Ge- 
bühren vor. Ein entstehender Personalbedarf sowie Mehrausgaben des Bundes 
werden grundsätzlich durch die Erhebung Kosten deckender Gebühren refinan- 
ziert. Sollten darüber hinaus ein Personalmehrbedarf oder etwaige nicht refi- 
nanzierbare Kosten entstehen, werden diese durch Umschichtungen innerhalb 
des verfügbaren Stellenbestandes bzw. der verfügbaren Ausgaben des jewei- 
ligen Einzelplanes finanziert. Dies gilt entsprechend für den Haushalt der Bun- 
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht. 

Die Vorgaben des § 9 der Bundeshaushaltsordnung wurden beachtet. 


E. Sonstige Kosten 

Es können durch die Gebührenerhebung Kosten für die Wirtschaft entstehen. 
Hier ist jedoch zu berücksichtigen, dass etwaige Gebühren für Maßnahmen der 
zuständigen Behörden nur dann erhoben werden, wenn der Betroffene den 
Verdacht, der Grund für die behördlichen Maßnahmen war, verantwortlich ver- 
anlasst hat oder aber ein gesetzeswidriges Verhalten des Betroffenen vorlag. 
Auswirkungen auf Einzelpreise, das allgemeine Preisniveau, insbesondere auf 
das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 


F. Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung 

Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung sind nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 


Berlin, /U. . Oktober 2006 


die Bundeskanzlerin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 


Entwurf eines Gesetzes über die Durchsetzung der 
Verbraucherschutzgesetze bei innergemeinschaftlichen Verstößen 


mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz. 

Der Bundesrat hat in seiner 825. Sitzung am 22. September 2006 gemäß Artikel 
76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes über die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze 
bei innergemeinschaftiichen Verstößen 

Vom ... 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

EG- Verbraucherschutzdurchsetzungsgesetz 
(VSchDG) 

Abschnitt 1 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz dient der Durchführung der Verord- 
nung (EG) Nr. 2006/2004 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. Oktober 2004 über die Zusammenarbeit 
zwischen den für die Durchsetzung der Verbraucherschutz- 
gesetze zuständigen nationalen Behörden (ABI. EU Nr. L 
364 S. 1), geändert durch Artikel 16 Nr. 2 der Richtlinie 
2005/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Mai 2005 (ABI. EU Nr. L 149 S. 22). 

(2) Unberührt von den Vorschriften dieses Gesetzes blei- 
ben die Zuständigkeiten und Befugnisse nach 

1 . den Rechtsvorschriften, die zur Umsetzung oder Durch- 
führung der im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2006/ 
2004 genannten Rechtsakte der Europäischen Gemein- 
schaft erlassen sind, oder 

2. dem in Nummer 15 des Anhangs der Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004 genannten unmittelbar geltenden Rechts- 
akt der Europäischen Gemeinschaft und den zu seiner 
Durchführung erlassenen Rechtsvorschriften. 

(3) Die Befugnisse nach diesem Gesetz gelten nicht, so- 
weit in anderen Rechtsvorschriften entsprechende oder wei- 
tergehende Regelungen vorgesehen sind. 

§2 

Zuständige Behörde 

Für die Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 2006/ 
2004 sind zuständig 

1 . das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittel- 
sicherheit im Falle eines Verdachtes eines innergemein- 
schaftlichen Verstoßes gegen die zur Umsetzung oder 
Durchführung 

a) der in den Nummern 1 bis 3, 5 bis 9, 11, 12, 14 und 16 
des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 
genarmten Rechtsakte erlassenen Rechtsvorschriften, 

b) sonstiger Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaf- 
ten erlassenen Rechtsvorschriften, soweit die Rechts- 
akte in den Anwendungsbereich der Verordnung 
(EG) Nr. 2006/2004 einbezogen worden sind und 
dem Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens- 


mittelsicherheit die Zuständigkeit durch Rechtsver- 
ordnung nach § 12 Abs. 1 übertragen worden ist, 

2. die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht in 
Fällen der Nummer 1 Buchstabe a, soweit es sich um 
den Verdacht eines innergemeinschaftlichen Verstoßes 

a) eines Unternehmens handelt, das eine Erlaubnis nach 
§ 5 Abs. 1, § 105 Abs. 2 oder § 112 Abs. 2 des Versi- 
cherungsaufsichtsgesetzes besitzt und der Aufsicht 
der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
untersteht, oder 

b) eines Kredit- oder Finanzdienstleistungsinstitutes 
handelt, das eine Erlaubnis nach § 32 Abs. 1 Satz 1 
des Kreditwesengesetzes besitzt, 

und der Verdacht des innergemeinschaftlichen Verstoßes 
sich auf eine Tätigkeit bezieht, die von der Erlaubnis 
umfasst ist, 

3. das Luftfahrt-Bundesamt im Falle eines Verdachtes eines 
innergemeinschaftlichen Verstoßes gegen den in Num- 
mer 15 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 2006/ 
2004 genannten Rechtsakt und die zu seiner Durchfüh- 
rung erlassenen Rechtsvorschriften, 

4. die nach Landesrecht zuständige Behörde in Fällen der 
Nummer 1 Buchstabe a, soweit es sich um den Verdacht 
eines innergemeinschaftlichen Verstoßes eines Unter- 
nehmens handelt, das eine Erlaubnis nach § 5 Abs. 1 
oder § 112 Abs. 2 des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
besitzt und der Aufsicht einer zuständigen Landesbe- 
hörde untersteht, und der Verdacht des innergemein- 
schaftlichen Verstoßes sich auf eine Tätigkeit bezieht, 
die von der Erlaubnis umfasst ist, 

5. vorbehaltlich der Nummer 1 Buchstabe b die nach Lan- 
desrecht zuständige Behörde in den übrigen Fällen. 

§3 

Zentrale Verbindungsstelle 

Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittel- 
sicherheit ist - auch in Fällen des § 2 Nr. 2 bis 5 - Zentrale 
Verbindungsstelle im Sinne des Artikels 3 Buchstabe d der 
Verordnung (EG) Nr. 2006/2004. 

Abschnitt 2 

Durchsetzung der Gesetze zum Schutze der 
Verbraucherinteressen 

§4 

Aufgaben der zuständigen Behörden 

Die zuständige Behörde wird tätig 

1 . auf Ersuchen einer zuständigen Behörde eines anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union nach Artikel 6 
oder 8 der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004, 
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2. zur Erfüllung der Aufgaben nach Artikel 7 und 9 der 
Verordnung (EG) Nr. 2006/2004. 

§5 

Befugnisse der zuständigen Behörde 

(1) Die zuständige Behörde trifft die notwendigen Maß- 
nahmen, die zur Feststellung, Beseitigung oder Verhütung 
künftiger innergemeinschaftlicher Verstöße gegen Gesetze 
zum Schutz der Verbraucherinteressen erforderlich sind. Sie 
kaim 

1 . den verantwortlichen Verkäufer oder Dienstleistungser- 
bringer im Sinne des Artikels 3 Buchstabe h der Verord- 
nung (EG) Nr. 2006/2004 (Verkäufer oder Dienstleister) 
verpflichten, einen festgestellten innergemeinschaftli- 
chen Verstoß zu beseitigen oder künftige Verstöße zu un- 
terlassen, 

2. von dem Verkäufer oder Dienstleister alle erforderlichen 
Auskünfte innerhalb einer zu bestimmenden angemesse- 
nen Frist verlangen, 

3. Ausdrucke elektronisch gespeicherter Daten verlangen, 

4. die zur Durchsetzung der Befugnisse nach Absatz 2 er- 
forderlichen Anordnungen treffen. 

(2) Soweit es zur Durchführung der Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004 und dieses Gesetzes erforderlich ist, sind die 
für die Feststellung eines innergemeinschaftlichen Versto- 
ßes zuständigen Personen der zuständigen Behörde befugt, 

1 . alle erforderlichen Schrift- und Datenträger des Verkäu- 
fers oder Dienstleisters, insbesondere Aufzeichnungen, 
Vertrags- und Werbeunterlagen, einzusehen sowie hier- 
aus Abschriften, Auszüge, Ausdrucke oder Kopien, auch 
von Datenträgern, anzufertigen oder zu verlangen, 

2. Grundstücke und Betriebsräume sowie die dazugehöri- 
gen Geschäftsräume des Verkäufers oder Dienstleisters 
während der üblichen Betriebs- oder Geschäftszeit zu 
betreten, soweit es zur Wahrnehmung der Befugnisse 
nach Nummer 1 erforderlich ist. 

Soweit es zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 2006/ 
2004 erforderlich ist, sind auch Personen der für die Durch- 
führung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten der Europäischen Union be- 
rechtigt, in Begleitung der nach diesem Gesetz für die Fest- 
stellung eines innergemeinschaftlichen Verstoßes zuständi- 
gen Personen der zuständigen Behörde, Grundstücke und 
Betriebsräume sowie die dazugehörigen Geschäftsräume 
des Verkäufers oder Dienstleisters während der üblichen 
Betriebs- oder Geschäftszeit zu betreten. 

(3) Der nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 zur Auskunft Ver- 
pflichtete karm die Auskunft auf solche Fragen verweigern, 
deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten 
Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder 
eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrig- 
keiten aussetzen würde. Er ist über sein Recht zur Aus- 
kunftsverweigerung zu belehren. 

(4) Eine Entscheidung nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 kann 
von der zuständigen Behörde innerhalb von drei Monaten, 
nachdem diese bestandskräftig geworden ist, im Bundesan- 


zeiger oder elektronischen Bundesanzeiger*) bekannt ge- 
macht werden, soweit dies zur Vermeidung eines künftigen 
innergemeinschaftlichen Verstoßes erforderlich ist. Perso- 
nenbezogene Daten dürfen nur bekannt gemacht werden, 
soweit das Informationsinteresse der Öffentlichkeit das 
schutzwürdige Interesse des Betroffenen am Ausschluss des 
Informationszuganges überwiegt oder der Betroffene einge- 
willigt hat. Die zuständige Behörde hat von der Bekarmtma- 
chung abzusehen, soweit eine vergleichbare Veröffentli- 
chung durch den Verkäufer oder Dienstleister erfolgt. Die 
Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend, soweit sich der Verkäufer 
oder Dienstleister zur Vermeidung einer Entscheidung der 
Behörde nach § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 verpflichtet hat, den 
innergemeinschaftlichen Verstoß einzustellen. 

(5) Stellen sich die von der zuständigen Behörde an die 
Öffentlichkeit gegebenen Informationen im Nachhinein als 
falsch oder die zugrunde liegenden Umstände als unrichtig 
wiedergegeben heraus, so hat die zuständige Behörde die 
Öffentlichkeit hierüber in der gleichen Art und Weise zu un- 
terrichten, in der sie die betreffenden Infomiationen zuvor 
bekannt gegeben hat, soweit ein Betroffener hieran ein be- 
rechtigtes Interesse hat und dies beantragt. 

§6 

Duldungs- und Mitwirkungspflichten 

Der Verkäufer oder Dienstleister, die nach Gesetz oder 
Satzung zu deren Vertretung berufenen Personen und die 
von ihnen bestellten Vertreter sowie die Eigentümer und 
sonstigen nutzungsberechtigten Personen der in § 5 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 bezeichneten Grundstücke, Betriebs- und Ge- 
schäftsräume sind verpflichtet, die Maßnahmen nach 

1 . § 5 Abs. 2 zu dulden und 

2. die für die Feststellung eines innergemeinschaftlichen 
Verstoßes zuständigen Personen der zuständigen Be- 
hörde bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen. 

Insbesondere sind die in Satz 1 genannten Personen ver- 
pflichtet, auf Verlangen der zuständigen Behörde Räume zu 
öffnen. 

§7 

Beauftragung Dritter 

(1) Die nach § 2 Nr. 1 oder 2 zuständige Behörde soll, be- 
vor sie eine Maßnahme nach § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 erlässt, 
eine in § 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Unterlassungsklagengeset- 
zes oder in § 8 Abs. 3 Nr. 2 bis 4 des Gesetzes gegen den 
unlauteren Wettbewerb genannte Stelle (beauftragter Drit- 
ter) nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 beauftragen, nach 
§ 4a des Unterlassungsklagengesetzes, auch in Verbindung 
mit § 8 Abs. 5 Satz 2 zweiter Halbsatz des Gesetzes gegen 
den unlauteren Wettbewerb, auf das Abstellen innergemein- 
schaftlicher Verstöße hinzuwirken. Der beauftragte Dritte 
handelt im eigenen Namen. 

(2) Unbeschadet der Anforderungen des Artikels 8 
Abs. 4 und 5 der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 ist eine 
Beauftragung nur zulässig, soweit der beauftragte Dritte 

1 . hinreichende Gewähr für die ordnungsgemäße Erfüllung 
der Aufgabe bietet und 

2. in die Beauftragung einwilligt. 


*) Amtlicher Hinweis: http://www.ebundesanzeiger.de/ 
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Kommt die zuständige Behörde zu der Überzeugung, dass 
die ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben nicht mehr ge- 
währleistet ist, so ist die Beauftragung ohne Entschädigung 
zu widerrufen. 

(3) Die nach § 2 Nr. 1 oder 2 zuständige Behörde kann 
Rahmenvereinbarungen über eine allgemeine Beauftragung 
nach Absatz 1 unter Beachtung des Absatzes 2 abschließen 
und den danach beauftragten Dritten nach Artikel 4 Abs. 2 
Satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 benennen. Eine 
Rahmenvereinbarung bedarf der Genehmigung der zustän- 
digen obersten Bundesbehörde, zu deren Geschäftsbereich 
die nach § 2 Nr. 1 oder 2 zuständige Behörde gehört. Die 
Rahmenvereinbarung ist im Bundesanzeiger*) oder im elek- 
tronischen Bundesanzeiger bekannt zu machen. 

(4) Die Länder können für ihre Behörden den Absätzen 1 
bis 3 entsprechende Regelungen erlassen. 

§8 

Außenverkehr 

Die Befugnis zum Verkehr mit der Kommission der Eu- 
ropäischen Gemeinschaften und den mit der Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 befassten Behörden an- 
derer Mitgliedstaaten wird der Zentralen Verbindungsstelle 
übertragen. 


Abschnitt 3 

Bußgeldvorschriften, Vollstreekung, Kosten 

§9 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr- 
lässig 

1 . einer vollziehbaren Anordnung nach § 5 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 2 oder 3 zuwiderhandelt oder 

2. entgegen § 6 Satz 1 Nr. 1 oder 2 eine Maßnahme nicht 
duldet oder eine zuständige oder beauftragte Person 
nicht unterstützt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kaim mit einer Geldbuße bis 
zu zehntausend Euro geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind im Rahmen 
ihrer jeweiligen Zuständigkeit die in § 2 Nr. 1, 2 oder 3 ge- 
nannten Behörden, soweit das Gesetz durch diese Behörden 
ausgeführt wird. 

§ 10 

Vollstreckung 

Die zuständige Behörde kann ihre Anordnungen nach 
den für die Vollstreckung von Verwaltungsmaßnahmen gel- 
tenden Vorschriften durchsetzen. Die Höhe des Zwangsgel- 
des für Entscheidungen nach § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 beträgt 


*) Amtlicher Hinweis: http://www.ebundesanzeiger.de/ 


für jeden Einzelfall höchstens zweihundertfünfzigtausend 
Euro. 

§ 11 

Kosten 

(1) Die zuständige Behörde erhebt für Amtshandlungen 
nach diesem Gesetz oder der Verordnung (EG) Nr. 2006/ 
2004 kostendeckende Gebühren und Auslagen. 

(2) Soweit die Kosten der nach § 2 Nr. 2 zuständigen Be- 
hörde nicht durch Gebühren und Auslagen nach Absatz 1, 
gesonderte Erstattung nach Satz 2 oder sonstige Einnahmen 
gedeckt werden, sind sie nach Maßgabe des Absatzes 3 auf 
die Unternehmen und Kredit- oder Finanzdienstleistungs- 
institute, die von § 2 Nr. 2 Buchstabe a und b erfasst sind, 
umzulegen. Die Kosten, die der zuständigen Behörde durch 
eine auf Grund des § 5 vorgenommene Besichtigung oder 
Prüfung entstehen, sind von den Betroffenen der Behörde 
gesondert zu erstatten und ihr auf Verlangen vorzuschießen. 
Zu den Kosten nach Satz 2 gehören auch die Kosten, mit de- 
nen die zuständige Behörde von der Deutschen Bundesbank 
und anderen Behörden, die im Rahmen solcher Maßnahmen 
für die zuständige Behörde tätig werden, belastet wird, so- 
wie die Kosten für den Einsatz eigener Mitarbeiter. Auf 
diese Kosten ist § 15 Abs. 2 des Finanzdienstleistungsauf- 
sichtsgesetzes entsprechend anzuwenden. 

(3) Die nach Absatz 2 Satz 1 umzulegenden Kosten sind 

in die Umlage einzubeziehen, die nach § 16 des 

Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetzes in Verbindung mit 
der auf Grund des § 16 Abs. 2 Satz 1, auch in Verbindung 
mit Satz 4, des Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetzes er- 
lassenen Rechtsverordnung erhoben wird. Dabei sind Un- 
ternehmen nach § 2 Nr. 2 Buchstabe a dem Aufsichtsbereich 
des Versicherungswesens, Kredit- oder Finanzdienstleis- 
tungsinstitute nach § 2 Nr. 2 Buchstabe b dem Aufsichtsbe- 
reich des Kredit- und Finanzdienstleistungswesens zuzuord- 
nen. 

(4) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz, das Bundesministerium der 
Finanzen und das Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung werden jeweils für ihren Geschäftsbereich 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates die gebührenpflichtigen Tatbestände und die 
Gebührensätze zu bestimmen und dabei feste Sätze oder 
Rahmensätze vorzusehen sowie Regelungen über Erhöhun- 
gen, Ermäßigungen und Befreiungen für bestimmte Arten 
von Amtshandlungen vorzusehen und den Zeitpunkt des 
Entstehens und der Erhebung der Gebühr näher zu bestim- 
men, soweit dieses Gesetz durch die in § 2 Nr. 1,2 oder 3 
genannten Behörden ausgeführt wird. 

(5) Die nach Absatz 4 zuständigen Bundesministerien 
können jeweils die Ermächtigung zum Erlass der Rechtsver- 
ordnung nach Absatz 4 durch Rechtsverordnung ohne Zu- 
stimmung des Bundesrates auf die zu ihrem Geschäftsbe- 
reich gehörende zuständige Behörde nach § 2 Nr. 1, 2 oder 3 
übertragen. 

(6) Für die Amtshandlungen der nach Landesrecht zu- 
ständigen Behörden werden die Bestimmungen nach 
Absatz 4 durch Landesrecht getroffen. 
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Abschnitt 4 

Anpassung an geändertes Gemeinschaftsrecht 

§ 12 

Ermächtigung zur Anpassung 

(1) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates dem 
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicher- 
heit die Zuständigkeit für die Durchführung der Verordnung 
(EG) Nr. 2006/2004 zu übertragen, soweit weitere Rechts- 
akte der Europäischen Gemeinschaft in den Anwendungs- 
bereich der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 einbezogen 
worden sind. 

(2) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz wird ferner ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates 

1. Verweisungen auf Vorschriften der Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004 in diesem Gesetz zu ändern, soweit es zur 
Anpassung an Änderungen dieser Vorschriften erforder- 
lich ist, 

2. Vorschriften dieses Gesetzes zu streichen oder in ihrem 
Wortlaut einem verbleibenden Anwendungsbereich an- 
zupassen, soweit sie durch den Erlass entsprechender 
Vorschriften in Verordnungen der Europäischen Ge- 
meinschaft unanwendbar geworden sind. 


Abschnitt 5 

Rechtsbehelfe bei Verwaltungsmaßnahmen 

§ 13 

Zulässigkeit, Zuständigkeit 

(1) Gegen eine Entscheidung nach 

1. § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1, Abs. 4 oder 5 oder 

2. den §§10 oder 11, soweit eine Entscheidung nach diesen 
Vorschriften in einem sachlichen Zusammenhang mit 
einer Entscheidung nach Nummer 1 steht, 

der zuständigen Behörde ist die Beschwerde zulässig. Im 
Übrigen bleiben die Vorschriften über Rechtsbehelfe bei 
Verwaltungsmaßnahmen unberührt. 

(2) Die zuständige Behörde hat einer Entscheidung im 
Sinne des Absatzes 1 Satz 1 eine Rechtsbehelfsbelehrung 
entsprechend § 59 der Verwaltungsgerichtsordnung beizu- 
fügen. § 58 der Verwaltungsgerichtsordnung gilt entspre- 
chend. 

(3) Die Beschwerde ist nur zulässig, wenn der Antrag- 
steller geltend macht, durch die Entscheidung im Sirme des 
Absatzes 1 Satz 1 oder deren Ablehnung oder Unterlassung 
in seinen Rechten verletzt zu sein; sie kann auch auf neue 
Tatsachen und Beweismittel gestützt werden. 

(4) Über die Beschwerde entscheidet ausschließlich das 
für den Sitz der zuständigen Behörde zuständige Landge- 
richt. § 36 der Zivilprozessordnung gilt entsprechend. 


§ 14 

Aufschiebende Wirkung, Anordnung der sofortigen 
Vollziehung 

(1) Die Beschwerde hat aufschiebende Wirkung. 

(2) Die zuständige Behörde kann die sofortige Vollzie- 
hung der Entscheidung anordnen, soweit dies im öffentli- 
chen Interesse geboten ist. 

(3) Die Anordnung nach Absatz 2 kann bereits vor der 
Einreichung der Beschwerde getroffen werden. Die Anord- 
nung ist zu begründen. 

(4) Auf Antrag kann das Beschwerdegericht die aufschie- 
bende Wirkung ganz oder teilweise wiederherstellen, soweit 

1. die Voraussetzungen für die Anordnung nach Absatz 2 
nicht Vorgelegen haben oder nicht mehr vorliegen, 

2. ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit der angefoch- 
tenen Entscheidung bestehen oder 

3. die Vollziehung für den Betroffenen eine unbillige, nicht 
durch überwiegende öffentliche Interessen gebotene 
Härte zur Folge hätte. 

(5) Der Antrag nach Absatz 4 ist schon vor Einreichung 
der Beschwerde zulässig. Die Tatsachen, auf die der Antrag 
gestützt wird, sind vom Antragsteller glaubhaft zu machen. 
Ist die Entscheidung der zuständigen Behörde schon vollzo- 
gen, kann das Gericht auch die Aufhebung der Vollziehung 
anordnen. Die Wiederherstellung und die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung können von der Leistung einer 
Sicherheit oder von anderen Auflagen abhängig gemacht 
werden. Sie können auch befristet werden. 

(6) Entscheidungen nach Absatz 4 körmen jederzeit ge- 
ändert oder aufgehoben werden. Jeder Beteiligte kann die 
Änderung oder Aufhebung wegen veränderter oder im 
ursprünglichen Verfahren ohne Verschulden nicht geltend 
gemachter Umstände beantragen. 

(7) Das Beschwerdegericht entscheidet über einen An- 
trag nach Absatz 4 oder 6 durch Beschluss. Der Beschluss 
karm ohne mündliche Verhandlung ergehen. 

(8) Für das Ende der aufschiebenden Wirkung der Be- 
schwerde gilt § 80b Abs. 1 der Verwaltungsgerichtsordnung 
entsprechend. 

(9) ln dringenden Fällen kann der Vorsitzende entschei- 
den. 

§ 15 

Frist und Form 

(1) Die Beschwerde ist binnen einer Frist von einem Mo- 
nat bei der zuständigen Behörde schriftlich einzureichen. 
Die Frist beginnt mit der Zustellung der Entscheidung der 
Behörde. Es genügt, wenn die Beschwerde innerhalb der 
Frist bei dem Beschwerdegericht eingeht. 

(2) Die Beschwerde muss den Antragsteller, den An- 
tragsgegner und den Gegenstand des Beschwerdebegehrens 
bezeichnen. Die angefochtene Entscheidung soll in Ur- 
schrift oder in Abschrift beigefügt werden. 

(3) Die Beschwerde ist zu begründen. Die Frist für die 
Beschwerdebegründung beträgt einen Monat; sie begiimt 
mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag von 
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dem oder der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlän- 
gert werden. 

(4) Die Beschwerdebegründung muss enthalten 

1. die Erklärung, inwieweit die Entscheidung angefochten 
und ihre Abänderung oder Aufhebung beantragt wird, 

2. die Angabe der Tatsachen und Beweismittel, auf die sich 
die Beschwerde stützt. 

(5) Die Beschwerdeschrift und die Beschwerdebegrün- 
dung müssen durch einen bei einem deutschen Gericht zu- 
gelassenen Rechtsanwalt oder Rechtslehrer an einer deut- 
schen Hochschule im Sinne des Hochschulrahmengesetzes 
mit Befähigung zum Richteramt unterzeichnet sein. 

§ 16 

Beteiligte am Besehwerdeverfahren 

An dem Verfahren vor dem Beschwerdegericht sind be- 
teiligt 

1 . der Beschwerdeführer, 

2. die zuständige Behörde, 

3. Personen und Personenvereinigungen, deren Interessen 
durch die Entscheidung erheblich berührt werden und 
die das Beschwerdegericht auf ihren Antrag zu dem 
Verfahren beigeladen hat; Interessen der Verbraucher- 
zentralen und anderer Verbraucherverbände, die mit 
öffentlichen Mitteln gefordert werden, werden auch 
dann erheblich berührt, wenn sich die Entscheidung auf 
eine Vielzahl von Verbrauchern auswirkt und dadurch 
die Interessen der Verbraucher insgesamt erheblich be- 
rührt werden. 

§ 17 

Anwaltszwang 

Vor dem Beschwerdegericht müssen die Beteiligten sich 
durch einen bei einem deutschen Gericht zugelassenen 
Rechtsanwalt oder Rechtslehrer an einer deutschen Hoch- 
schule im Sinne des Hochschulrahmengesetzes mit Befähi- 
gung zum Richteramt als Bevollmächtigten vertreten lassen. 
Die zuständige Behörde kann sich auch durch Beamte oder 
Angestellte mit Befähigung zum Richteramt sowie Diplom- 
juristen im höheren Dienst vertreten lassen. 

§ 18 

Mündliche Verhandlung 

(1) Das Beschwerdegericht entscheidet über die Be- 
schwerde auf Grund mündlicher Verhandlung; mit Einver- 
ständnis der Beteiligten kann ohne mündliche Verhandlung 
entschieden werden. 

(2) Sind die Beteiligten in dem Verhandlungstennin trotz 
rechtzeitiger Benachrichtigung nicht erschienen oder gehö- 
rig vertreten, so kann gleichwohl in der Sache verhandelt 
und entschieden werden. 

§ 19 

U ntersuchungsgrundsatz 

(1) Das Beschwerdegericht erforscht den Sachverhalt 
von Amts wegen; die Beteiligten sind dabei heranzuziehen. 
Es ist an das Vorbringen und an die Beweisanträge der Be- 
teiligten nicht gebunden. 


(2) Behörden sind zur Vorlage von Urkunden oder Akten, 
zur Übermittlung elektronischer Dokumente und zu Aus- 
künften verpflichtet. 

(3) Der oder die Vorsitzende hat daraufhinzuwirken, dass 
Formfehler beseitigt, unklare Anträge erläutert, sachdien- 
liche Anträge gestellt, ungenügende tatsächliche Angaben 
ergänzt, ferner alle für die Feststellung und Beurteilung des 
Sachverhalts wesentlichen Erklärungen abgegeben werden. 

(4) Das Beschwerdegericht kaim den Beteiligten aufge- 
ben, sich innerhalb einer zu bestiirimenden Frist über auf- 
klärungsbedürftige Punkte zu äußern, Beweismittel zu be- 
zeichnen und in ihren Händen befindliche Urkunden sowie 
andere Beweismittel vorzulegen. Bei Versäumung der Frist 
kann nach Lage der Sache ohne Berücksichtigung der nicht 
beigebrachten Unterlagen entschieden werden. 

§20 

Beschwerdeentscheidung 

(1) Das Beschwerdegericht entscheidet durch Beschluss 
nach seiner freien, aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens 
gewonnenen Überzeugung. Der Beschluss darf nur auf Tat- 
sachen und Beweismittel gestützt werden, zu denen die 
Beteiligten sich äußern konnten. Das Beschwerdegericht 
kann hiervon abweichen, soweit Beigeladenen aus wichti- 
gen Gründen, insbesondere zur Wahrung von Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnissen, Akteneinsicht nicht gewährt und 
der Akteninhalt aus diesen Gründen auch nicht vorgetragen 
worden ist. Dies gilt nicht für solche Beigeladene, die an 
dem streitigen Rechtsverhältnis derart beteiligt sind, dass 
die Entscheidung auch ihnen gegenüber nur einheitlich er- 
gehen kann. 

(2) Für die Beschwerdeentscheidung gelten § 1 13 Abs. 1, 
3 bis 5 und § 114 der Verwaltungsgerichtsordnung entspre- 
chend. 

(3) Der Beschluss ist zu begründen und mit einer Rechts- 
mittelbelehrung den Beteiligten zuzustellen. 

§21 

Akteneinsicht 

(1) Die in § 16 Nr. 1 und 2 bezeichneten Beteiligten kön- 
nen die Akten des Gerichts einsehen und sich durch die Ge- 
schäftsstelle auf ihre Kosten Ausfertigungen, Auszüge und 
Abschriften erteilen lassen. § 299 Abs. 3 der Zivilprozess- 
ordnung gilt entsprechend. 

(2) Einsicht in Vorakten, Beiakten, Gutachten und Aus- 
künfte sind nur mit Zustimmung der Stellen zulässig, denen 
die Akten gehören oder die die Äußerung eingeholt haben. 
Die zuständige Behörde hat die Zustimmung zur Einsicht in 
ihre Unterlagen zu versagen, soweit dies aus wichtigen 
Gründen, insbesondere zur Wahrung von Betriebs- oder Ge- 
schäftsgeheimnissen, geboten ist. Wird die Einsicht abge- 
lehnt oder ist sie unzulässig, dürfen diese Unterlagen der 
Entscheidung nur insoweit zugrunde gelegt werden, als ihr 
Inhalt vorgetragen worden ist. Das Beschwerdegericht kann 
die Offenlegung von Tatsachen oder Beweismitteln, deren 
Geheimhaltung aus wichtigen Gründen, insbesondere zur 
Wahrung von Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen, ver- 
langt wird, nach Anhörung des von der Offenlegung Betrof- 
fenen durch Beschluss anordnen, soweit es für die Entschei- 
dung auf diese Tatsachen oder Beweismittel ankommt, an- 
dere Möglichkeiten der Sachaufklärung nicht bestehen und 
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nach Abwägung aller Umstände des Einzelfalles die Bedeu- 
tung der Sache das Interesse des Betroffenen an der Ge- 
heimhaltung überwiegt. Der Beschluss ist zu begründen, ln 
dem Verfahren nach Satz 4 muss sich der Betroffene nicht 
anwaltlich vertreten lassen. 

(3) Den in § 16 Nr. 3 bezeichneten Beteiligten soll das 
Beschwerdegericht nach Anhörung des Verfügungsberech- 
tigten Akteneinsicht in gleichem Umfang gewähren. 

§22 

Geltung von Vorschriften des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes und der Zivilprozessordnung 

Im Verfahren vor dem Beschwerdegericht gelten ergän- 
zend, soweit nicht anderes bestimmt ist, 

1. die Vorschriften der §§169 bis 197 des Gerichtsverfas- 
sungsgesetzes über Öffentlichkeit, Sitzungspolizei, Ge- 
richtssprache, Beratung und Abstimmung; 

2. die Vorschriften der Zivilprozessordnung, insbesondere 
über Ausschließung und Ablehnung eines Richters, über 
Prozessbevollmächtigte und Beistände, über die Zustel- 
lung von Amts wegen, über Ladungen, Tennine und 
Fristen, über die Anordnung des persönlichen Erschei- 
nens der Parteien, über die Verbindung mehrerer Pro- 
zesse, über die Erledigung des Zeugen- und Sachver- 
ständigenbeweises sowie über die sonstigen Arten des 
Beweisverfahrens, über die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand gegen die Versäumung einer Frist, 

entsprechend. 

§23 

Einstweilige Anordnung 

(1) Auf Antrag kann das Gericht, auch schon vor Klage- 
erhebung, eine einstweilige Anordnung in Bezug auf den 
Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr besteht, dass 
durch eine Veränderung des bestehenden Zustands die Ver- 
wirklichung eines Rechts des Antragstellers vereitelt oder 
wesentlich erschwert werden könnte. Einstweilige Anord- 
nungen sind auch zur Regelung eines vorläufigen Zustands 
in Bezug auf ein streitiges Rechtsverhältnis zulässig, wenn 
diese Regelung, vor allem bei dauernden Rechtsverhältnis- 
sen, um wesentliche Nachteile abzuwenden oder drohende 
Gewalt zu verhindern oder aus anderen Gründen nötig er- 
scheint. 

(2) Für den Erlass einstweiliger Anordnungen ist das Ge- 
richt der Hauptsache zuständig. § 14 Abs. 6, 7 und 9 gilt 
entsprechend. 

(3) Für den Erlass einstweiliger Anordnungen gelten die 
§§ 920, 921, 923, 926, 928 bis 932, 938, 939, 941 und 945 
der Zivilprozessordnung entsprechend. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für die Fälle des § 14. 

§24 

Rechtsbeschwerde 

(1) Gegen die in der Hauptsache erlassenen Beschlüsse 
der Landgerichte findet die Rechtsbeschwerde an den Bun- 
desgerichtshof statt, wenn das Landgericht die Rechtsbe- 
schwerde zugelassen hat. 


(2) Die Rechtsbeschwerde ist zuzulassen, wenn 

1 . eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung zu ent- 
scheiden ist oder 

2. die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer ein- 
heitlichen Rechtsprechung eine Entscheidung des Bun- 
desgerichtshofs erfordert. 

(3) Über die Zulassung oder Nichtzulassung der Rechts- 
beschwerde ist in der Entscheidung des Landgerichts zu be- 
finden. Die Nichtzulassung ist zu begründen. 

(4) Einer Zulassung zur Einlegung der Rechtsbeschwerde 
gegen Entscheidungen des Beschwerdegerichts bedarf es 
nicht, wenn einer der folgenden Mängel des Verfahrens vor- 
liegt und gerügt wird: 

1. das beschließende Gericht war nicht vorschriftsmäßig 
besetzt, 

2. bei der Entscheidung hat ein Richter mitgewirkt, der von 
der Ausübung des Richteramtes kraft Gesetzes ausge- 
schlossen oder wegen Besorgnis der Befangenheit mit 
Erfolg abgelehnt war, 

3. einem Beteiligten war das rechtliche Gehör versagt, 

4. ein Beteiligter im Verfahren war nicht nach Vorschrift 
des Gesetzes vertreten, soweit er nicht der Führung des 
Verfahrens ausdrücklich oder stillschweigend zuge- 
stimmt hat, 

5. die Entscheidung ist auf Grund einer mündlichen Ver- 
handlung ergangen, bei der die Vorschriften über die 
Öffentlichkeit des Verfahrens verletzt worden sind, 

oder 

6. die Entscheidung ist nicht mit Gründen versehen. 

§25 

Nichtzulassungsbeschwerde 

(1) Die Nichtzulassung der Rechtsbeschwerde kann selb- 
ständig durch Nichtzulassungsbeschwerde angefochten 
werden. 

(2) Über die Nichtzulassungsbeschwerde entscheidet der 
Bundesgerichtshof durch Beschluss, der zu begründen ist. 
Der Beschluss kann ohne mündliche Verhandlung ergehen. 

(3) Die Nichtzulassungsbeschwerde ist binnen einer Frist 
von einem Monat schriftlich bei dem Landgericht einzule- 
gen. Die Frist beginnt mit der Zustellung der anzufechten- 
den Entscheidung. 

(4) Für die Nichtzulassungsbeschwerde gelten § 14 
Abs. 1, § 15 Abs. 2, 3, 4 Nr. 1 und Abs. 5, die §§ 16, 17,21 
und 22 Nr. 2 dieses Gesetzes sowie die §§192 bis 197 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes über die Beratung und Abstim- 
mung entsprechend. 

(5) Wird die Rechtsbeschwerde nicht zugelassen, so wird 
die Entscheidung des Landgerichts mit der Zustellung des 
Beschlusses des Bundesgerichtshofes rechtskräftig. Wird 
die Rechtsbeschwerde zugelassen, so beginnt mit der Zu- 
stellung des Beschlusses des Bundesgerichtshofes der Lauf 
der Beschwerdefrist. 


Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


-11- 


Drucksache 16/2930 


§26 

Beschwerdeberechtigte, Form und Frist 

(1) Die Rechtsbeschwerde steht den am Beschwerdever- 
fahren Beteiligten zu. 

(2) Die Rechtsbeschwerde kann nur darauf gestützt wer- 
den, dass die Entscheidung auf einer Verletzung des Rechts 
beruht; die §§ 546 und 547 der Zivilprozessordnung gelten 
entsprechend. 

(3) Die Rechtsbeschwerde ist binnen einer Frist von 
einem Monat schriftlich bei dem Landgericht einzulegen. 
Die Frist beginnt mit der Zustellung der angefochtenen Ent- 
scheidung. 

(4) Der Bundesgerichtshof ist an die in der angefochte- 
nen Entscheidung getroffenen tatsächlichen Feststellungen 
gebunden, außer werm in Bezug auf diese Feststellungen 
zulässige und begründete Rechtsbeschwerdegründe vorge- 
bracht sind. 

(5) Für die Rechtsbeschwerde gelten im Übrigen § 14 
Abs. 1, § 15 Abs. 2, 3, 4 Nr. 1 und Abs. 5, die §§ 16 bis 18 
sowie die §§20 bis 22 entsprechend. 

§27 

Kostentragung und -festsetzung 

Im Beschwerdeverfahren und im Rechtsbeschwerdever- 
fahren kann das Gericht anordnen, dass die Kosten, die zur 
zweckentsprechenden Erledigung der Angelegenheit not- 
wendig waren, von einem Beteiligten ganz oder teilweise zu 
erstatten sind, wenn dies der Billigkeit entspricht. Hat ein 
Beteiligter Kosten durch ein unbegründetes Rechtsmittel 
oder durch grobes Verschulden veranlasst, so sind ihm die 
Kosten aufzuerlegen. Im Übrigen gelten die Vorschriften 
der Zivilprozessordnung über das Kostenfestsetzungsver- 
fahren und die Zwangsvollstreckung aus Kostenfestset- 
zungsbeschlüssen entsprechend. 

§28 

Abhilfe bei Verletzung des Anspruehs auf reehtliches 
Gehör 

( 1 ) Auf die Rüge eines durch eine gerichtliche Entschei- 
dung beschwerten Beteiligten ist das Verfahren fortzufüh- 
ren, wenn 

1 . ein Rechtsmittel oder ein anderer Rechtsbehelf gegen die 

Entscheidung nicht gegeben ist und 

2. das Gericht den Anspruch dieses Beteiligten auf recht- 
liches Gehör in entscheidungserheblicher Weise verletzt 

hat. 

Gegen eine der Entscheidung vorausgehende Entscheidung 
findet die Rüge nicht statt. 

(2) Die Rüge ist innerhalb von zwei Wochen nach Kennt- 
nis von der Verletzung des rechtlichen Gehörs zu erheben; 
der Zeitpunkt der Kenntniserlangung ist glaubhaft zu ma- 
chen. Nach Ablauf eines Jahres seit Bekanntgabe der ange- 
griffenen Entscheidung kann die Rüge nicht mehr erhoben 
werden. Formlos mitgeteilte Entscheidungen gelten mit 
dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt ge- 
geben. Die Rüge ist schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle bei dem Gericht zu er- 
heben, dessen Entscheidung angegriffen wird. Die Rüge 
muss die angegriffene Entscheidung bezeichnen und das 


Vorliegen der in Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 genannten Vorausset- 
zungen darlegen. 

(3) Den übrigen Beteiligten ist, soweit erforderlich, Gele- 
genheit zur Stellungnahme zu geben. 

(4) Ist die Rüge nicht statthaft oder nicht in der gesetz- 
lichen Form oder Frist erhoben, so ist sie als unzulässig zu 
verwerfen. Ist die Rüge unbegründet, weist das Gericht sie 
zurück. Die Entscheidung ergeht durch unanfechtbaren Be- 
schluss. Der Beschluss soll kurz begründet werden. 

(5) Ist die Rüge begründet, so hilft ihr das Gericht ab, in- 
dem es das Verfahren fortführt, soweit dies auf Grund der 
Rüge geboten ist. Das Verfahren wird in die Lage zurück- 
versetzt, in der es sich vor dem Schluss der mündlichen Ver- 
handlung befand. Im schriftlichen Verfahren tritt an die 
Stelle des Schlusses der mündlichen Verhandlung der Zeit- 
punkt, bis zu dem Schriftsätze eingereicht werden können. 
Für den Ausspruch des Gerichts ist § 343 der Zivilprozess- 
ordnung anzuwenden. 

(6) § 149 Abs. 1 Satz 2 der Verwaltungsgerichtsordnung 
ist entsprechend anzuwenden. 

Artikel 2 

Änderung des Arzneimittelgesetzes 

Das Arzneimittelgesetz in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 12. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3394) wird wie 
folgt geändert: 

1 . § 64 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 werden die Wörter „und, soweit es sich 
nicht um personenbezogene Daten von Patienten 
handelt, hieraus Abschriften oder Ablichtungen an- 
zufertigen“ gestrichen. 

b) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2a einge- 
fügt: 

„2a. Abschriften oder Ablichtungen von Unterlagen 
nach Nummer 2 oder Ausdrucke oder Kopien 
von Datenträgern, auf denen Unterlagen nach 
Nummer 2 gespeichert sind, anzufertigen oder 
zu verlangen, soweit es sich nicht um personen- 
bezogene Daten von Patienten handelt,“. 

2. § 68 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 wird das Wort „Arzneimittelrechts" 
durch die Wörter „Arzneimittelrechts oder Heilmit- 
telwerberechts" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Nr. 1, Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 Satz 1 
wird jeweils das Wort „arzneimittelrechtlichen“ 
durch die Wörter „arzneimittelrechtlichen und heil- 
mittelwerberechtlichen" ersetzt. 

c) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 5a eingefügt: 

„(5a) Im Fall der Überwachung der Werbung für 
Arzneimittel, die zur Anwendung bei Menschen be- 
stimmt sind, obliegt dem Bundesamt für Verbrau- 
cherschutz und Lebensmittelsicherheit der Verkehr 
mit den zuständigen Behörden anderer Staaten und 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 2006/ 
2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 
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vom 27. Oktober 2004 über die Zusammenarbeit 
zwischen den für die Durchsetzung der Verbraucher- 
schutzgesetze zuständigen nationalen Behörden 
(ABI. EU Nr. L 364 S.l), geändert durch Artikel 16 
Nr. 2 der Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2005 (ABI. 
EUNr. L 149 S. 22)." 

Artikel 3 

Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbs- 
besehränkungen 

Das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. Juli 2005 (BGBl. 1 
S. 2114), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

1. September 2005 (BGBl. 1 S. 2676) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1 . § 50c Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Kartellbehörden, Regulierungsbehörden so- 
wie die zuständigen Behörden im Sinne des § 2 des EG- 
Verbraucherschutzdurchsetzungsgesetzes können unab- 
hängig von der jeweils gewählten Verfahrensart unterei- 
nander Informationen einschließlich personenbezogener 
Daten und Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse austau- 
schen, soweit dies zur Erfüllung ihrer jeweiligen Aufga- 
ben erforderlich ist, sowie diese in ihren Verfahren ver- 
werten. Beweisverwertungsverbote bleiben unberührt.“ 

2. ln § 87 werden 

a) in Absatz 1 die Absatzbezeichnung „(1)“ gestrichen 
und 

b) Absatz 2 aufgehoben. 

Artikel 4 

Änderung des Unterlassungsklagengesetzes 

Nach § 4 des Unterlassungsklagengesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 27. August 2002 (BGBl. 1 
S. 3422, 4346), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 22. Mai 2005 (BGBl. 1 S. 1373) geändert worden ist, 
wird folgender § 4a eingefügt: 

„§ 4a 

Unterlassungsanspruch bei innergemeinschaftlichen 

Verstößen 

( 1 ) Wer innergemeinschaftlich gegen Gesetze zum Schutz 
der Verbraucherinteressen im Sirm von Artikel 3 Buchstabe b 
der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. Oktober 2004 über die 
Zusammenarbeit zwischen den für die Durchsetzung der 
Verbraucherschutzgesetze zuständigen nationalen Behörden 
(ABI. EU Nr. L 364 S. 1) verstößt, kann auf Unterlassung in 
Anspruch genommen werden. 

(2) § 2 Abs. 3 und § 3 Abs. 1 gelten entsprechend.“ 

Artikel 5 

Änderung des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb 

ln § 8 Abs. 5 Satz 2 des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb vom 3. Juli 2004 (BGBl. 1 S. 1414) werden 


nach dem Wort „Anwendung“ die Wörter „, es sei denn, es 
liegt ein Fall des § 4a des Unterlassungsklagengesetzes vor“ 
eingefügt. 

Artikel 6 

Änderung des Geriehtsverfassungsgesetzes 

ln § 95 Abs. 2 des Gerichtverfassungsgesetzes in der 
Fassung der Bekaimtmachung vom 9. Mai 1975 (BGBl. 1 
S. 1077), das zuletzt durch Artikel 9 Abs. 2 des Gesetzes 
vom 16. August 2005 (BGBl. 1 S. 2437) geändert worden 
ist, werden die Wörter „und § 2 des Spruchverfahrensgeset- 
zes“ durch die Wörter „, § 2 des Spruchverfahrensgesetzes, 
§ 87 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen und 
§13 Abs. 4 des EG- Verbraucherschutzdurchsetzungsgeset- 
zes“ ersetzt. 


Artikel 7 

Änderung des Geriehtskostengesetzes 

Das Gerichtskostengesetz vom 5. Mai 2004 (BGBl. 1 
S. 718), zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 5 des Geset- 
zes vom 22. September 2005 (BGBl. 1 S. 2802), wird wie 
folgt geändert: 

1. ln der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 50 wie 
folgt gefasst: 

„§ 50 Bestimmte Beschwerdeverfahren“. 

2. Dem § 1 Nr. 1 wird folgender Buchstabe r angefügt: 

„r) nach dem EG-Verbraucherschutzdurchsetzungsge- 
setz;“. 

3. § 50 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 50 

Bestimmte Beschwerdeverfahren“. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) ln Nummer 2 wird das Wort „und“ am 
Ende durch ein Komma ersetzt. 

bbb) ln Nummer 3 wird der abschließende Punkt 
durch das Wort „und“ ersetzt. 

ccc) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 
angefügt: 

„4. über Beschwerden gegen Entscheidun- 
gen der zuständigen Behörde und über 
Rechtsbeschwerden (§§13 und 24 des 
EG-Verbraucherschutzdurchsetzungs- 
gesetzes).“ 

bb) ln Satz 2 wird die Angabe „(§ 54 Abs. 2 Nr. 3 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen und § 79 Abs. 1 Nr. 3 des Energiewirt- 
schaftsgesetzes)“ durch die Angabe „(§ 54 Abs. 2 
Nr. 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen, § 79 Abs. 1 Nr. 3 des Energiewirt- 
schaftsgesetzes und § 1 6 Nr. 3 des EG- Verbrau- 
cherschutzdurchsetzungsgesetzes)“ ersetzt. 
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4. Die Anlage 1 (Kostenverzeichnis) wird wie folgt geän- 
dert: 

a) Die Gliederung wird wie folgt geändert: 

aa) Die Angabe zu Teil 1 Hauptabschnitt 2 Ab- 
schnitt 3 wird wie folgt gefasst: 

„Abschnitt 3 Revision, Rechtsbeschwerden nach 
§ 74 GWB, § 86 EnWG und § 24 
VSchDG“. 

bb) Die Angabe zu Teil 1 Hauptabschnitt 2 Abschnitt 4 
wird wie folgt gefasst: 

„Abschnitt 4 Zulassung der Sprungrevision, Be- 
schwerde gegen die Nichtzulassung 
der Revision sowie der Rechtsbe- 
schwerden nach § 74 GWB, § 86 
EnWG und § 24 VSchDG“. 

b) ln der Vorbemerkung 1.2.2 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgende Nummer 6 angefügt: 

„6. Beschwerden nach § 13 VSchDG.“ 

c) Die Überschrift zu Teil 1 Hauptabschnitt 2 Abschnitt 
3 wird wie folgt gefasst: 

„Abschnitt 3 

Revision, Rechtsbeschwerden nach § 74 GWB, 

§ 86 EnWG und § 24 VSchDG“. 

d) Die Überschrift zu Teil 1 Hauptabschnitt 2 Abschnitt 4 
wird wie folgt gefasst: 


„Abschnitt 4 

Zulassung der Sprungrevision, 
Beschwerde gegen die Nichtzulassung 
der Revision sowie der Rechtsbeschwerden 
nach § 74 GWB, § 86 EnWG und § 24 VSchDG“. 


Artikel 8 

Änderung des Reehtsanwaltsvergütungsgesetzes 

ln der Vorbemerkung 3.2.1 Abs. 1 der Anlage 1 (Vergü- 
tungsverzeichnis) zum Rechtsanwaltsvergütungsgesetz vom 
5. Mai 2004 (BGBl. 1 S. 718, 788), das zuletzt durch Arti- 
kel 2 Abs. 6 des Gesetzes vom 22. September 2005 (BGBl. 1 
S. 2802) geändert worden ist, wird der abschließende Punkt 
durch ein Komma ersetzt und folgende Nummer 10 ange- 
fügt: 

„10. in Beschwerde- und Rechtsbeschwerdeverfahren nach 
dem VSchDG.“ 


Artikel 9 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Ausgangslage 

Die Europäische Gemeinschaft hat die Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 27. Oktober 2004 über die Zusammenarbeit zwischen 
den für die Durchsetzung von Verbraucherrechten zuständi- 
gen nationalen Behörden („Verordnung über die Zusam- 
menarbeit im Verbraucherschutz“) erlassen. Durch diese 
Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 soll innerhalb der Europäi- 
schen Union ein Netzwerk von Verbraucherbehörden ge- 
schaffen werden, die sich gegenseitig bei der Durchsetzung 
von Maßnahmen im Falle von grenzüberschreitenden Ver- 
stößen gegen Verbraucherrechte unterstützen; auf rein natio- 
nale Sachverhalte sind weder die EG-Verordnung noch das 
nationale Gesetz anwendbar. Die Mitgliedstaaten sind ver- 
pflichtet, eine Zentrale Verbindungsstelle und eine oder 
auch mehrere für die Durchsetzung von Maßnahmen zu- 
ständige Behörden zu benennen. 

Die Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 wird zeitlich gestaffelt 
wirksam. Mit Ausnahme der Bestimmungen über die Amts- 
hilfe in den Kapiteln 11 und 111 ist sie am 29. Dezember 2005 
wirksam geworden, im Übrigen wird sie zum 29. Dezember 
2006 wirksam. Die Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 wird 
damit spätestens zum 29. Dezember 2006 in all ihren Teilen 
verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. Die 
Voraussetzungen für die tatsächliche Anwendung der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 2006/2004 sind bis dahin zu schaffen. 
Dem nationalen Gesetzgeber kommt dabei nur ein sehr 
beschränkter Handlungsspielraum zu (siehe nachfolgend 
Nummer 11). 

Aufgabe der Zentralen Verbindungsstelle 

Die Zentrale Verbindungsstelle dient im Anwendungsbe- 
reich der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 als einheitliche 
Kommunikationsstelle sowohl aller zuständigen Behörden 
in einem Mitgliedstaat als auch zwischen den jeweiligen 
Zentralen Verbindungsstellen der Mitgliedstaaten und der 
Europäischen Kommission. Sie empfängt und leitet Ersu- 
chen um Amtshilfe und Informationsaustausch an die je- 
weils zuständige Behörde weiter. 

Aufgaben und Befugnisse der zuständigen Behörde 

Die zuständige Behörde muss gemäß Artikel 8 der Verord- 
nung (EG) Nr. 2006/2004 auf Ersuchen einer zuständigen 
Behörde eines Mitgliedstaates alle erforderlichen Maßnah- 
men ergreifen, um festzustellen, ob der behauptete Verstoß 
gegen Verbraucherrechte vorliegt. Ist dies der Fall, muss sie 
eine Einstellung oder ein Verbot des Verstoßes bewirken. 
Die zuständige Behörde muss deshalb über bestimmte Er- 
mittlungs- und Durchsetzungsbefugnisse verfügen. Zu die- 
sen zählen gemäß Artikel 4 Abs. 6 der Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004 unter anderem das Recht, relevante Unter- 
lagen einzusehen, einschlägige Auskünfte über den innerge- 
meinschaftlichen Verstoß zu verlangen und erforderliche 
Ermittlungen vor Ort durchzuführen. 


Stellt die zuständige Behörde einen Verstoß fest, so müssen 
ihr nach der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 folgende 
Handlungsmöglichkeiten offenstehen: Sie muss den Verant- 
wortlichen auffordem können, den Verstoß einzustellen 
oder sich zu verpflichten, den Verstoß einzustellen. Des 
Weiteren muss sie auch ein Verbot aussprechen können. Im 
Falle der Nichtbeachtung einer dieser Entscheidungen durch 
den Verantwortlichen soll sie eine Geldbuße zugunsten einer 
öffentlichen Kasse oder eines durch Gesetz zu bestimmen- 
den Begünstigten verhängen können. Da es sich bei den in 
Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 genannten 
Bestimmungen um Vorschriften richtlinienartigen Charak- 
ters handelt, bedarf es zur Durchführung des Gemein- 
schaftsrechtes der Konkretisierung im nationalen Recht. 

Unter bestimmten Voraussetzungen kann die zuständige Be- 
hörde gemäß Artikel 4 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit 
Artikel 8 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 einen 
geeigneten Dritten, der an der Einstellung des innergemein- 
schaftlichen Verstoßes ein legitimes Interesse hat, mit der 
Durchsetzung der Verbraucherrechte beauftragen. Diese 
Öffnungsklausel ennöglicht es. Verbraucherverbände und 
andere geeignete Dritte zu beauftragen, im kollektiven Inte- 
resse der Verbraucherinnen und Verbraucher tätig zu wer- 
den. Damit Verbraucherverbände und andere geeignete 
Dritte künftig in grenzüberschreitenden Fällen tätig sein 
können, ist eine Ergänzung des Unterlassungsklagengeset- 
zes und des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb er- 
forderlich. 

Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 

Der Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 2006/ 
2004 erstreckt sich nur auf iimergemeinschaftliche, d. h. 
grenzüberschreitende Verstöße innerhalb der Europäischen 
Union gegen die im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2006/ 
2004 genaimten gemeinschaftsrechtlichen Richtlinien in der 
in die innerstaatliche Rechtsordnung der Mitgliedstaaten 
umgesetzten Form und die dort aufgeführte Verordnung 
(EG) Nr. 261/2004 (Anhang Nummer 15). Durch die Richt- 
linie 2005/29/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 1 1 . Mai 2005 über unlautere Geschäftspraktiken 
im binnenmarktinternen Geschäftsverkehr zwischen Unter- 
nehmen und Verbrauchern und zur Änderung der Richtlinie 
84/450/EWG des Rates, der Richtlinien 97/7/EG, 98/27/EG 
und 2002/65/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates sowie der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 des Euro- 
päischen Parlaments und des Rates (Richtlinie über unlau- 
tere Geschäftspraktiken; ABI. EU Nr. L 149 S. 22) wird der 
Anhang um eine Nummer 16, der die eben zitierte Richt- 
linie über unlautere Geschäftspraktiken nennt, erweitert. 
Diese Richtlinie wird in ihrer umgesetzten Form voraus- 
sichtlich eine der häufigsten Grundlagen für Amtshilfeersu- 
chen sein, da sie die Fälle irreführender und aggressiver 
Werbung von Unternehmen gegenüber Verbrauchern regelt. 

Erfasst werden nur Verstöße, die sich gegen kollektive Inte- 
ressen der Verbraucherinnen und Verbraucher richten. Es 
müssen nach Artikel 3 Buchstabe k der Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004 die Interessen mehrerer Verbraucher geschä- 
digt worden sein oder geschädigt werden können. Individu- 
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alansprüche der Verbraucherinnen und Verbraucher sollen 
damit nicht durchgesetzt werden; die Vorschriften der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 2006/2004 haben keine drittschützende 
Wirkung. 

Der Schutzbereich der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 er- 
fasst überwiegend Vorschriften, die dem Zivilrecht zuzuord- 
nen sind: Wettbewerbsrecht, Haustürgeschäfte, Pauschalrei- 
serecht, Femabsatzgeschäfte, Recht der Allgemeinen Ge- 
schäftsbedingungen, Femabsatz von Finanzdienstleistungen, 
Verbraucherkredite, ln diesen Bereichen erfolgt die Durch- 
setzung der kollektiven Verbraucherrechte in Deutschland 
bislang ganz überwiegend auf dem Zivilrechtsweg durch 
Verbraucherorganisationen und andere klageberechtigte Ein- 
richtungen. Im Bereich der Finanzdienstleistungsaufsicht be- 
stehen bestimmte behördliche Zuständigkeiten der Bundes- 
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) sowie von 
Landesbehörden. Des Weiteren wurde das Luftfahrt-Bundes- 
amt aufgrund der Verordnung (EG) Nr. 261/2004 auf dem 
Gebiet der Passagierrechte bei Annullierungen und großen 
Verspätungen im Luftverkehr als zuständige Beschwerde- 
stelle benannt und mit Sanktionskompetenzen ausgestattet. 

Drei der im Anhang aufgeführten Richtlinien betreffen 
Regelungen, deren Durchführung den Ländern obliegt und 
bereits durch Länderbehörden erfolgt. Hierbei handelt es 
sich um das Recht der Werbung in Rundfunk und Fernse- 
hen, das Preisangabenrecht und das Heilmittelwerberecht 
(Nummer 4, 10 und 13 des Anhangs der Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004). 

Datenaustausch 

Die Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 sieht ferner den Aus- 
tausch von Daten über innergemeinschaftliche Verstöße 
zwischen der Europäischen Kommission und den Mitglied- 
staaten vor. Die Europäische Kommission wird eine Daten- 
bank einrichten, in der Daten über Verstöße gesammelt wer- 
den sollen. Hierzu enthält die Verordnung (EG) Nr. 2006/ 
2004 eine Reihe von Vorgaben. Insbesondere dürfen nach 
Artikel 13 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 die 
übemiittelten Infomiationen nur zu dem Zweck verwendet 
werden, die Einhaltung der Gesetze zum Schutz der Ver- 
braucherinteressen zu gewährleisten. Die Verfahrensweise 
im Einzelnen wird durch einen Regelungsausschuss im 
Komitologieverfahren festgelegt werden. 

II. Inhalt des Gesetzentwurfs 

Das vorliegende Gesetz soll die Voraussetzungen schaffen, 
damit die Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 tatsächlich zur 
Anwendung kommen kaim. Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass der nationale Gesetzgeber bei Gemeinschaftsverord- 
nungen nach der Rechtsprechung des Europäischen Ge- 
richtshofes nur eine sehr eingeschränkte Regelungskompe- 
tenz besitzt. Er kaim lediglich solche Regelungen treffen, 
die eine tatsächliche Anwendbarkeit der Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004 auf seinem Hoheitsgebiet sicherstellen. Re- 
gelungen, durch die der Normadressat über den Gemein- 
schaftscharakter der unmittelbar anwendbaren Rechtsnor- 
men im Unklaren gelassen wird, sind unzulässig. 

Benennung der Zentralen Verbindungsstelle 

Als Zentrale Verbindungsstelle wird das Bundesamt für Ver- 
braucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL), eine 
Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesminis- 


teriums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher- 
schutz, benannt. Das BVL wird als Zentrale Verbindungs- 
stelle zum Schutz der kollektiven Verbraucherinteressen bei 
den im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 ge- 
nannten Regelwerken tätig. 

Benennung zuständiger Behörden 

Grundsätzlich werden die Aufgaben der zuständigen Be- 
hörde durch das BVL wahrgenommen. Im Finanzdienstleis- 
tungsbereich wird die BaFin als zuständige Behörde tätig, 
wenn es sich um einen innergemeinschaftlichen Verstoß ge- 
gen die im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 ge- 
nannten Vorschriften bei einem Unternehmen handelt, das 
für seine Tätigkeit eine Erlaubnis nach dem Versicherungs- 
aufsichtsgesetz oder dem Kreditwesengesetz besitzt und der 
Aufsicht der BaFin untersteht. Daneben werden im Gel- 
tungsbereich des Versicherungsaufsichtsgesetzes auch Lan- 
desbehörden als Aufsichtsbehörden tätig; sie sollen insoweit 
auch die Aufgaben der zuständigen Behörde übernehmen. 
Des Weiteren wird für den Spezialbereich der Passagier- 
rechte im Luftverkehr bei Nichtbeförderung, Annullierung 
und großen Verspätungen das Luftfahrt-Bundesamt als zu- 
ständige Stelle benannt. Soweit es um Verstöße gegen 
Rechtsvorschriften geht, für deren Durchführung bereits 
heute die Länder verantwortlich sind, bleibt die Zuständig- 
keit der Behörden der Länder, die Einhaltung der Vorschrif- 
ten auch im kollektiven Interesse des Verbraucherschutzes 
zu überwachen, unberührt. 

Aufgaben und Befugnisse der zuständigen Behörden - 
Durchsetzung durch Dritte 

Die zuständigen Behörden sind, wenn der begründete Ver- 
dacht eines irmergemeinschaftlichen Verstoßes besteht, be- 
fugt, relevante Unterlagen jeglicher Art einzusehen, ein- 
schlägige Auskünfte zu verlangen und gegebenenfalls auch 
Ermittlungen vor Ort durchzuführen. Der Betroffene hat 
diese Maßnahmen zu dulden und die mit der Untersuchung 
beauftragten Personen zu unterstützen. 

Da die Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 nur die Durchset- 
zung von Maßnahmen gegen innergemeinschaftliche Ver- 
stöße betrifft, bei denen der betroffene Verbraucher seinen 
Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat hat als dem, von 
dem aus der Unternehmer operiert (Artikel 3 Buchstabe b 
der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004), müssen die zuständi- 
gen Behörden auch die Frage des anwendbaren Rechts klä- 
ren. 

Anstatt eine Verfügung gemäß Artikel 1 § 5 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1 zu erlassen, um den Verstoß behördlicherseits zu un- 
terbinden, sollen die zuständigen Behörden prüfen, ob ein 
geeigneter Dritter mit der Durchsetzung zu beauftragen ist. 
Eine Ausnahme besteht hier für das Luftfahrt-Bundesamt, 
das bereits zuständige Behörde für die Durchsetzung der 
Verordnung (EG) Nr. 261/2004 des Europäischen Parla- 
ments und des Rates vom 11. Februar 2004 über eine ge- 
meinsame Regelung für Ausgleichs- und Unterstützungs- 
leistungen für Fluggäste im Fall der Nichtbeförderung und 
bei Annullierung oder großer Verspätung von Flügen (ABI. 
Nr. L 46 vom 17. Februar 2004 S. 1) ist. Diese Verordnung 
sieht eine Abgabe an Dritte nicht vor, so dass in diesem Fall 
von der hier grundsätzlich eröffneten Möglichkeit kein Ge- 
brauch gemacht werden soll. 
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Die nach Artikel 1 § 2 Nr. 1 oder 2 des vorliegenden Geset- 
zes zuständigen Behörden auf Bundesebene werden er- 
mächtigt, Rahmenvereinbarungen mit geeigneten Dritten 
abzuschließen. Als geeignete Dritte sind nur solche juristi- 
sche Personen des Privatrechts anzusehen, die von § 3 
Abs. 1 Satz 1 des Unterlassungsklagengesetzes oder § 8 
Abs. 3 Nr. 2 bis 4 des Gesetzes gegen den unlauteren Wett- 
bewerb erfasst werden. Dies sind insbesondere Verbrau- 
cherverbände, die die in § 4 des Unterlassungsklagengeset- 
zes normierten Anforderungen erfüllen und bestimmte qua- 
lifizierte Verbände der Wirtschaft. 

Bislang besteht für qualifizierte Einrichtungen (u. a. Ver- 
braucherverbände), Wettbewerbsverbände und die Industrie- 
und Handelskammern sowie die Handwerkskammern noch 
keine Möglichkeit, gegen Unternehmen mit Sitz im Inland 
vorzugehen, die grenzüberschreitend tätig sind und die ge- 
gen die rechtlichen Interessen der Verbraucher in anderen 
Mitgliedstaaten auf den dortigen Märkten verstoßen (siehe 
z. B. BGH, Urteil vom 28. November 1997, Az.: 1 ZR 148/95 
- Gewinnspiel im Ausland, NJW 1998, 1227). 

Dem wird dadurch Abhilfe geleistet, dass, nach dem Vorbild 
von § 2 ff. des Unterlassungsklagengesetzes, ein Unterlas- 
sungsanspruch für diese Fälle vorgesehen wird (Artikel 4). 
Das nutzt zum einen den Verbrauchern in den anderen Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union, denn sie werden vor 
rechtswidrigen Praktiken geschützt. Es nutzt zugleich den 
konkurrierenden inländischen Unternehmen, die grenzüber- 
schreitend auf denselben Märkten tätig sind, weil auf diese 
Weise rechtswidrige Wettbewerbsverstöße effektiv unter- 
bunden werden können. 

Die Rahmenvereinbarung zwischen der zuständigen Be- 
hörde und einem geeigneten Dritten bedarf der Genehmi- 
gung der jeweils zuständigen obersten Bundesbehörde, zu 
deren Geschäftsbereich die zuständige Behörde gehört. 

Durch Landesgesetze sollen entsprechende Regelungen ge- 
schaffen werden können. 

Ordnungswidrigkeiten 

Kommt ein für den Verstoß Verantwortlicher einer vollzieh- 
baren Entscheidung der zuständigen Behörde im Zusam- 
menhang mit den erforderlichen Ermittlungen nicht nach 
oder unterstützt er die mit der Emiittlung des Verstoßes be- 
trauten Personen der Behörde nicht hinreichend, so stellt 
dies eine bußgeldbewehrte Ordnungswidrigkeit dar. 

Rechtswegverweisung 

Nach der Systematik des EG- Verbraucherschutzdurchset- 
zungsgesetzes (Artikel 1) soll die zuständige Behörde ein- 
gehende Ersuchen an geeignete Dritte abgeben und nur aus- 
nahmsweise selbst einschreiten. Muss in Einzelfällen die 
Behörde selbst tätig werden und eine Untersagungsverfü- 
gung (§ 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1) erlassen oder im Zusammen- 
hang mit einer solchen Verfügung weitere Verfügungen, 
z. B. über die Veröffentlichung der Entscheidung oder Kos- 
ten, treffen, so handelt es sich um hoheitliche Maßnahmen. 
Gegen diese Verfügungen wäre daher der Rechtsweg zu 
den Verwaltungsgerichten gegeben (§ 40 der Verwaltungs- 
gerichtsordnung) . 

Zu beachten ist aber, dass das von der Behörde anzuwen- 
dende materielle Recht zivilrechtlicher Natur ist. Es sind die 


Zivilgerichte, die für das Lauterkeitsrecht und für das sons- 
tige vom Anwendungsbereich der Verordnung erfasste Ver- 
braucherzivilrecht zuständig sind, und zwar sowohl für In- 
dividual- als auch Verbandsklagen. Die Bundesregierung 
hält es daher für vernünftig, die Sachkunde der Zivilgerichte 
auch dann zu nutzen, wenn die Untersagung von Geschäfts- 
praktiken ausnahmsweise in der Form einer behördlichen 
Unterlassungsverfügung erfolgt. Daher ist im 5. Abschnitt des 
EG- Verbraucherschutzdurchsetzungsgesetzes eine Rechts- 
wegverweisung für bestimmte Maßnahmen der Behörde an 
die Zivilgerichte vorgesehen. Die Beschreitung des Zivil- 
rechtswegs trotz Tätigwerdens einer Behörde hat Vorbilder 
im Kartell- und Energiewirtschaftsrecht. 

III. Gesetzgebungs- und Verwaltungskompetenz des 
Bundes 

Deutschland wird durch die Verordnung (EG) Nr. 2006/ 
2004 aufgegeben, parallel zu dem fortbestehenden zivil- 
rechtlichen Durchsetzungssystem ein neues behördliches 
System für die Durchsetzung von Maßnahmen bei grenz- 
überschreitenden Verstößen gegen verbraucherschützende 
Bestimmungen zu schaffen. Es müssen Behörden benannt 
werden, die die Funktion der Zentralen Verbindungsstelle 
und der zuständigen Behörde wahmehmen. Diese müssen 
über die für die konkrete Aufgabenwahmehmung erforder- 
lichen Kompetenzen verfügen. 

Die Bundesregierung hält es für ökonomischer, die Funktio- 
nen bereits bestehenden Behörden zu übertragen, statt neue 
Behörden zu schaffen. Die Übertragung neuer Aufgaben auf 
bestehende Bundesoberbehörden ist nach Artikel 87 Abs. 3 
Satz 1 des Grundgesetzes (GG) durch Bundesgesetz mög- 
lich für solche Angelegenheiten, in denen dem Bund die 
Gesetzgebungskompetenz zusteht (Lerche in Maunz/Dürig, 
Kommentar zum Grundgesetz, Artikel 87 Rn. 175). 

Benennung der Zentralen Verbindungsstelle 

Für die Benennung des BVL als Zentrale Verbindungsstelle 
ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus 
Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 GG in Verbindung mit Artikel 74 
Abs. 1 Nr. 11 GG. Im Bereich des Rechts der Wirtschaft 
steht dem Bund die Gesetzgebungsbefugnis zu. Erfasst wer- 
den alle Normen, die das wirtschaftliche Leben und die 
wirtschaftliche Betätigung als solches regeln. Der Bund 
kann aufgrund dieser Kompetenz ordnend und lenkend in 
das Wirtschaftsleben eingreifen. Zum Recht der Wirtschaft 
gehören auch Bestimmungen über den Verbraucherschutz 
(Maunz in Maunz/Dürig, Kommentar zum Grundgesetz, 
Artikel 74, Rn. 133; BVerfGE 26, 246 [254]). Die Koordi- 
nierung von Ersuchen, die der Durchsetzung verbraucher- 
schützender Normen dienen, ist eine Aufgabe des Verbrau- 
cherschutzes und damit dem hier weit zu verstehenden Be- 
griff des Wirtschaftslebens zuzuordnen. 

Die Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 über die Zusammenar- 
beit im Verbraucherschutz schreibt den Mitgliedstaaten vor, 
nur eine Zentrale Verbindungsstelle zu benennen. Die Zen- 
trale Verbindungsstelle übt lediglich die Funktion einer 
Datenübemiittlungsstelle aus, sie führt aber selbst keine 
exekutiven Maßnahmen durch. Da die Kommunikation mit 
Organen anderer Mitgliedstaaten und der Europäischen 
Kommission über den Bund erfolgt, ist es sachgerecht und 
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zwingend, die Zentrale Verbindungsstelle auf Bundesebene 
anzusiedeln. 

Benennung der zuständigen Behörden 

Für die Benennung des BVL als zuständige Behörde ergibt 
sich die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ebenfalls aus 
Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 GG in Verbindung mit Artikel 74 
Abs. 1 Nr. 11 GG. Die Einrichtung einer Behörde, die 
grenzüberschreitende Fälle von Verbraucherrechtsverstößen 
unterbinden kann, ist auch dem Recht der Wirtschaft zuzu- 
ordnen. 

Für die Benennung der BaFin als zuständige Behörde für 
den in den Anwendungsbereich der Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004 fallenden Bereich des Bank-, Versicherungs- 
und Wertpapierwesens ergibt sich die Gesetzgebungskom- 
petenz des Bundes aus Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 GG in Ver- 
bindung mit Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 GG. 

Für die Benennung des Luftfahrt-Bundesamtes als zustän- 
dige Behörde bei Verstößen gegen Nummer 15 des Anhangs 
der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 (Verordnung über eine 
gemeinsame Regelung für Ausgleichs- und Unterstützungs- 
leistungen für Fluggäste im Fall der Nichtbeförderung und 
bei Annullierungen oder großer Verspätungen von Flügen) 
ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus 
Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 GG in Verbindung mit Artikel 73 
Nr. 6 GG. Dem Bund steht die ausschließliche Kompetenz 
zur Regelung des Luftverkehrs zu. 

Für die materiell-rechtlichen Vorschriften in Artikel 1 des 
Gesetzes (VSchDG) folgt die Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 GG. Für Artikel 2 (Än- 
derung des Arzneimittelgesetzes) ergibt sich die Gesetzge- 
bungskompetenz aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 und 19 GG. 
Die Gesetzgebungskompetenz für Artikel 3 (Änderung des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen) beruht auf 
Artikel 74 Abs. 1 Nr. 16 GG, für die Artikel 4 und 5 (Ände- 
rung des Unterlassungsklagengesetzes bzw. Änderung des 
Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb) auf Artikel 74 
Abs. 1 Nr. 1 1 GG. Für Artikel 6 (Änderung des Gerichtsver- 
fassungsgesetzes), Artikel 7 (Änderung des Gerichtskosten- 
gesetzes) und Artikel 8 (Änderung des Rechtsanwaltsvergü- 
tungsgesetzes) ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 GG. 

Soweit den Ländern die ausschließliche Gesetzgebungs- 
kompetenz für die von der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 
erfassten Vorschriften zusteht (vgl. Nummer 4 des Anhangs 
der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004), fehlt es an einer Re- 
gelungsmöglichkeit des Bundes. 

Bußgeldvorschriften und Vollstreckung 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes hinsichtlich der 
Bußgeldvorschriften und der Vollstreckungsregeln ergibt 
sich aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 GG. 

Rechtswegzuweisung 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes hinsichtlich der 
getroffenen Rechtswegverweisung an die ordentliche Ge- 
richtsbarkeit nach Artikel 1 § 13 Abs. 4 VSchDG sowie des 
Beschwerde- und Rechtsbeschwerdeverfahrens ergibt sich 
aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 GG. 


Erforderlichkeit einer bundesgesetzlichen Regelung 

Soweit der Bund von seiner Gesetzgebungskompetenz nach 
Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 GG zur Durchführung der Verord- 
nung (EG) Nr. 2006/2004 Gebrauch macht, ist die bundes- 
gesetzliche Regelung auch im Sinne des Artikels 72 Abs. 2 
GG zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im ge- 
samtstaatlichen Interesse erforderlich. 

Zwar lässt das Grundgesetz in allen in Artikel 74 GG ge- 
nannten Gebieten eine Rechtsvielfalt prinzipiell zu. Unter- 
schiedliche Rechtslagen für die Bürger sind notwendige 
Folge des bundesstaatlichen Aufbaus. Einheitliche Rechts- 
regeln können in diesen Bereichen aber erforderlich wer- 
den, wenn eine unterschiedliche rechtliche Behandlung des- 
selben Lebenssachverhalts unter Umständen erhebliche 
Rechtsunsicherheiten und damit unzumutbare Behinderun- 
gen für den länderübergreifenden Rechtsverkehr erzeugen 
kann. Um dieser, sich unmittelbar aus der Rechtslage erge- 
benden Bedrohung von Rechtssicherheit und Freizügigkeit 
im Bundesstaat entgegenzuwirken, kann der Bund eine bun- 
desgesetzlich einheitliche Lösung wählen (vgl. BVerfGE 
106, 62 [146 f] = NJW 2003, 41, 52; BVerfG NJW 2004, 
2803, 2805). 

Die „Wahrung der Wirtschaftseinheit“ berechtigt den Bund 
im gesamtstaatlichen Interesse dann zur Gesetzgebung, 
wenn es um die Erhaltung der Funktionsfahigkeit des Wirt- 
schaftsraums Bundesrepublik Deutschland durch einheit- 
liche Rechtssetzung geht (vgl. BVerfGE 106, 62 [146 f] = 
NJW 2003, 41, 52; BVerfG NJW 2004, 2803, 2805). 

Durch die in der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 vorgese- 
hene Pflicht zur Einrichtung einer koordinierenden Stelle 
und einer oder mehrerer Durchsetzungsbehörden für die 
Wahrung kollektiver Verbraucherinteressen in grenzüber- 
schreitenden Fällen wird ein neuartiges System der Be- 
kämpfung derartiger Verstöße geschaffen. Die Verordnung 
(EG) Nr. 2006/2004 über die Zusammenarbeit im Verbrau- 
cherschutz wird zwar mit ihrem Inkrafttreten unmittelbar 
geltendes Recht in der gesamten Europäischen Union. In 
wesentlichen Teilen bedarf sie jedoch der Konkretisierung 
durch den nationalen Gesetzgeber, um ihre tatsächliche An- 
wendbarkeit sicherzustellen. 

Dies gilt zum einen für die Befugnisse, über die die zustän- 
dige Behörde zur Ermittlung und Durchsetzung von Maß- 
nahmen gegen Verstöße mindestens verfügen muss. Hier 
obliegt es den Mitgliedstaaten, diese näher zu konkretisie- 
ren, und es steht ihnen auch frei, weitergehende Befugnisse 
als die in der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 genannten zu 
schaffen. Zum anderen können die Mitgliedstaaten nach 
Artikel 4 Abs. 4 der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 unter- 
schiedliche Verfahren zur Abstellung eines Verstoßes wäh- 
len. Die zuständige Behörde kann in eigener Verantwortung 
handeln oder einen Antrag an die zuständigen Gerichte 
stellen. Des Weiteren kann sie nach Artikel 4 Abs. 2 Satz 2 
in Verbindung mit Artikel 8 Abs. 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004 auch einen geeigneten Dritten mit der Durch- 
setzung beauftragen. 

Die Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 gibt dem nationalen 
Gesetzgeber danach zwar nur einen gewissen Ausgestal- 
tungsraum, dessen unterschiedliche Nutzung auf Länder- 
ebene aber weitreichende Folgen haben kann. 
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Würde jedes Bundesland unterschiedliche Verfahrenswei- 
sen für die Ermittlung bei Verstößen gegen verbraucher- 
schützende Vorschriften und für die Durchsetzung von Ver- 
braucherrecht zugrunde legen, bestünde die Gefahr einer 
Rechtszersplitterung. 

Von besonderer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang 
zudem, dass es sich um die Beseitigung und Verhütung von 
innergemeinschaftlichen, also grenzüberschreitenden Ver- 
stößen handelt. Die zuständige Behörde wird aufgrund eines 
Amtshilfeersuchens einer Behörde eines anderen Mitglied- 
staates tätig. Im Interesse der Verbraucherinnen und Ver- 
braucher innerhalb der Europäischen Union aber auch im 
Interesse der deutschen Wirtschaft ist es erforderlich, dass 
grundsätzlich einheitliche Maßstäbe bei der Beseitigung 
und Verhütung eines Verstoßes angelegt werden (vgl. Jarass, 
NVwZ 2000, 1093). Die Bundesrepublik Deutschland muss 
gegenüber den anderen Mitgliedstaaten dafür einstehen, 
dass die Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 tatsächlich ange- 
wandt wird. Die Verbraucherinnen und Verbraucher anderer 
Mitgliedstaaten, die durch einen Verstoß eines Unterneh- 
mens mit Sitz in Deutschland betroffen werden, müssen auf 
die einheitliche Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 2006/ 
2004 vertrauen können. Dies wäre bei einer unterschied- 
lichen Ausgestaltung durch die Bundesländer nicht gewähr- 
leistet. 

Deutschland ist europarechtlich dazu verpflichtet, die zu- 
ständigen Behörden zu bestimmen und mit Kompetenzen 
auszustatten. Unterschiedliche Kompetenzen der zuständi- 
gen Behörden in den einzelnen Bundesländern, die, nach- 
dem die Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 den Mitgliedstaa- 
ten einen gewissen Spielraum eröffnet, möglich wären, wür- 
den zu einer uneinheitlichen Anwendung der Verordnung 
(EG) Nr. 2006/2004 führen. Betroffene Unternehmen sähen 
sich daher je nach ihrem Sitzort unterschiedlichen Sanktio- 
nen und Maßnahmen ausgesetzt. Dies würde aber sowohl 
innerhalb der Bundesrepublik Deutschland zu länderüber- 
greifenden Wettbewerbsverzerrungen führen als auch die 
Funktionsfahigkeit des Wirtschaftsraums der Bundesrepu- 
blik Deutschland insgesamt gefährden. 

Das im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 aufge- 
führte Gemeinschaftsrecht gilt bundeseinheitlich und wird 
überwiegend durch bundesrechtliche Vorschriften umge- 
setzt oder durchgeführt. Die Durchsetzung und Bewehrung 
von Verstößen gegen das in nationales Recht umgesetzte 
Gemeinschaftsrecht muss daher auch einheitlich erfolgen. 
Gerade im grenzüberschreitenden Rechtsverkehr ist es von 
besonderer Bedeutung, dass für alle Betroffenen gleiche Be- 
dingungen gelten. Dies kann nur über eine bundeseinheit- 
liche Regelung sichergestellt werden. Deutschland ist euro- 
parechtlich verpflichtet, die Zahlung von Geldstrafen an 
öffentliche Kassen vorzusehen, wenn gegen eine Verfügung 
der zuständigen Behörde verstoßen wird (Artikel 4 Abs. 6 
Buchstabe g der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004). Würden 
die Länder eigene, voneinander abweichende Bestimmun- 
gen zur Höhe des Geldbetrages schaffen, drohte in Abhän- 
gigkeit von den erfassten Tatbeständen und der Schwere der 
Sanktionen der Wettbewerb zwischen den Ländern verzerrt 
zu werden. 

Die Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamt- 
staatlichen Interesse erfordert deshalb eine einheitliche Re- 
gelung. Nur durch eine bundesgesetzliche Regelung kann 


zumindest in den Bereichen, in denen bisher noch keine 
behördliche Regelung existiert, sichergestellt werden, dass 
Verstöße gegen die im Anhang der Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004 genannten und in nationales Recht umgesetz- 
ten Bestimmungen und gegen unmittelbar anwendbare 
Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft einheitlich be- 
wehrt werden. 

Das Gesetz erfasst deshalb auch die Bereiche, in denen 
schon seit längerem Durchsetzungsbefugnisse durch die 
Länder wahrgenommen werden. Dies gilt jedenfalls hin- 
sichtlich der verfahrensrechtlichen Vorschriften. Betroffen 
ist zum einen die Richtlinie 98/6/EG über den Schutz der 
Verbraucher bei der Angabe der Preise der ihnen angebote- 
nen Erzeugnisse (Nummer 1 0 des Anhangs der Verordnung 
(EG) Nr. 2006/2004), zum anderen die Richtlinie 2001/83/ 
EG zur Schaffung eines Gemeinschaftskodexes für Hu- 
manarzneimittel (Nummer 13 des Anhangs der Verordnung 
(EG) Nr. 2006/2004). Auch in diesen Bereichen der konkur- 
rierenden Gesetzgebung macht der Bund von der durch Ar- 
tikel 72 Abs. 2 GG eingeräumten Möglichkeit einer Bun- 
deskompetenz Gebrauch; lediglich die Benennung der im 
Einzelfall zuständigen Behörden auf Landesebene ist durch 
die Länder selbst vorzunehmen. Hinsichtlich der Richtlinie 
89/552/EWG zur Koordinierung bestimmter Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Aus- 
übung der Femsehtätigkeit steht die Gesetzgebungskompe- 
tenz den Ländern zu. Hier sind in jedem Fall die Länder 
gefordert, gesetzliche Regelungen zur Sicherstellung der 
Anwendbarkeit der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 zu 
schaffen. 

Für die Änderung des Arzneimittelgesetzes in Artikel 2 
nimmt der Bund die konkurrierende Gesetzgebungskompe- 
tenz in Anspruch, da die Änderung der bundesgesetzlichen 
Regelungen im Sinne von Artikel 72 Abs. 2 GG zur Wah- 
rung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaat- 
lichen Interesse erforderlich ist. Arzneimittelwerbung wird 
in erheblichem Umfang länderübergreifend im gesamten 
Bundesgebiet geschaltet, so dass unterschiedliche landes- 
rechtliche Überwachungsregelungen erhebliche Rechtsun- 
sicherheiten und damit unzumutbare Behinderungen für den 
Verkehr mit Arzneimitteln im Bundesgebiet erzeugen. Dies 
würde erhebliche Nachteile für die Gesamtwirtschaft mit 
sich bringen. Im Vergleich zu anderen europäischen Mit- 
gliedstaaten, die für den Geltungsbereich ihrer Staaten ein- 
heitliche Regelungen erlassen haben, wären derartige Wett- 
bewerbsbedingungen für die betroffenen Marktbeteiligten 
nicht hinnehmbar. 

Auch für die Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen in Artikel 3 ist eine bundesgesetzliche Rege- 
lung im Sinne von Artikel 72 Abs. 2 GG erforderlich. Im 
Kartellrecht wird europaweit ein einheitliches behördliches 
Handlungsinstrumentarium angestrebt und teilweise schon 
verwirklicht. Daher muss dies erst recht innerhalb des Bun- 
desgebiets einheitlich geregelt werden. Um einen einheit- 
lichen Informationsstand aller beteiligten Behörden im Zu- 
sammenhang mit innergemeinschaftlichen Verstößen gegen 
verbraucherschützende Vorschriften zu ermöglichen, ist 
eine bundesgesetzliche Regelung notwendig. 

Die Artikel 4 und 5 schaffen die erforderlichen Vorausset- 
zungen, damit Verbraucherverbände und andere qualifi- 
zierte Einrichtungen, wie in Artikel 8 Abs. 3 der Verord- 
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nung (EG) Nr. 2006/2004 vorgesehen, auch innergemein- 
schaftliche Verstöße abstellen können. Dies ist ihnen bisher 
nicht möglich. Folglich sind Änderungen des Unterlas- 
sungsklagengesetzes und des Gesetzes gegen den unlaute- 
ren Wettbewerb veranlasst. Für beide Materien ist auch eine 
bundeseinheitliche Regelung nach Artikel 72 Abs. 2 GG er- 
forderlich. Es gelten insoweit die gleichen Argumente wie 
für das behördliche Tätigwerden. 

Auch für die durch die Artikel 6, 7 und 8 vorgenommenen 
Änderungen des Gerichtsverfassungsgesetzes, des Gerichts- 
kostengesetzes und des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes 
ist eine bimdesgesetzliche Regelimg im Siime von Artikel 72 
Abs. 2 GG erforderlich. Bei den vorgenommenen Änderun- 
gen handelt es sich um notwendige Änderungen der beste- 
henden Bundesgesetze infolge der Verweisung an die Zivil- 
gerichtsbarkeit im Falle von Rechtsbehelfen gegen Verwal- 
tungsmaßnahmen (vgl. Artikel 1 § 13 ff). 

IV. Kosten und Preise; Auswirkungen für die Ver- 
braucherinnen und Verbraucher; geschlechts- 
spezifische Auswirkungen 

Den Behörden des Bundes karm ein erhöhter Bedarf an Haus- 
haltsmitteln in Abhängigkeit von der Zahl der an die zustän- 
digen Behörden gerichteten Ersuchen entstehen. Gleichzeitig 
sieht der Gesetzentwurf jedoch die Erhebung von Gebühren 
vor. Ein entstehender Personalbedarf sowie Mehrausgaben 
des Bundes werden grundsätzlich durch die Erhebung kos- 
tendeckender Gebühren und Auslagen refinanziert. Sollten 
darüber hinaus ein Personalmehrbedarf oder etwaige nicht 
refmanzierbare Kosten entstehen, werden diese durch Um- 
schichtungen innerhalb des verfügbaren Stellenbestandes 
bzw. der verfügbaren Ausgaben des jeweiligen Einzelplanes 
finanziert. Dies gilt entsprechend für den Haushalt der BaFin. 

Die zuständigen Behörden und die Zentrale Verbindungs- 
stelle müssen auf die von der Europäischen Kommission ein- 
zurichtende Datenbank zugreifen und in den damit zusam- 
menhängenden Informationsaustausch eingebunden werden 
können. Hierfür sind die notwendigen technischen Voraus- 
setzungen bereitzustellen. Die Höhe der hierdurch entstehen- 
den Kosten ist derzeit noch nicht abschätzbar, da die Europä- 
ische Kommission die technischen Vorgaben für die Daten- 
bank und das Datenaustauschsystem noch nicht festgelegt 
hat. Etwaige Mehrkosten werden durch Umschichtungen in- 
nerhalb des verfügbaren Stellenbestandes bzw. der verfüg- 
baren Ausgaben des jeweiligen Einzelplanes finanziert. Dies 
gilt entsprechend für den Haushalt der BaFin. 

Das Gesetz kann insoweit finanzielle Auswirkungen für die 
Länder haben, als für die Anwendung der Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004 z. B. Änderungen des Arzneimittelgesetzes 
(vgl. Artikel 2) erforderlich sind, für dessen Durchführung 
die Länder zuständig sind. 

Durch das Gesetz können für die Wirtschaftsbeteiligten 
Kosten durch Gebühren und Auslagen für Amtshandlungen 
der zuständigen Behörden entstehen. Hier ist jedoch zu be- 
rücksichtigen, dass etwaige Gebühren für Maßnahmen der 
zuständigen Behörden nur dann erhoben werden, wenn der 
Betroffene den Verdacht, der Grund für die behördlichen 
Maßnahmen war, verantwortlich veranlasst hat oder aber 
ein gesetzeswidriges Verhalten des Betroffenen vorlag. Aus- 
wirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, ins- 


besondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind durch das 
Gesetz selbst nicht zu erwarten. 

Die Bundesregierung geht davon aus, dass bei einer Beauf- 
tragung Dritter (vgl. Artikel 1 § 7) keine Mehrkosten für die 
Haushalte der Länder und des Bundes entstehen. Die Ver- 
folgung von Verstößen gegen Verbraucherrechte und gegen 
das Wettbewerbsrecht gehört zu den satzungsmäßigen Auf- 
gaben der Verbraucherorganisationen und der entsprechen- 
den Vereinigungen der Wirtschaft. Für diese Zwecke erhal- 
ten zumindest die Verbraucherzentralen der Länder und 
deren Bundesverband öffentliche Mittel. Im Übrigen besteht 
auch die Möglichkeit, bei berechtigten Abmahnungen von 
dem Betroffenen die Kosten erstattet zu verlangen. 

Das Gesetz verbessert die Durchsetzungsmöglichkeiten von 
verbraucherschützenden Vorschriften in grenzüberschrei- 
tenden Fällen. Die Interessen der Verbraucherirmen und 
Verbraucher werden wirksamer geschützt. Das Gesetz ist 
deshalb auch geeignet, das Verbrauchervertrauen in den 
grenzüberschreitenden Waren- und Dienstleistungsverkehr 
zu stärken. 

Das Gesetz wurde daraufhin überprüft, ob Auswirkungen 
von gleichstellungspolitischer Bedeutung zu erwarten sind. 
Spezifische Auswirkungen auf die Lebenssituation von 
Männern und Frauen sind nach dem Ergebnis dieser Prü- 
fung nicht zu erwarten. Das Gesetz enthält keine Regelun- 
gen, die sich spezifisch auf die Lebenssituation von Män- 
nern und Frauen auswirken. Es ist darauf ausgerichtet, 
kollektive Rechte von Verbraucherirmen und Verbrauchern 
ohne Ansehen des Geschlechts in grenzüberschreitenden 
Fällen durchsetzen zu können. Gleichstellungspolitische 
Aspekte sind daher nicht betroffen. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Zu § 1 (Anwendungsbereich) 

Das Gesetz dient der Durchführung der Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004, mit der ein Netzwerk von Verbraucherbe- 
hörden zur Durchsetzung der Gesetze zum Schutze der Ver- 
braucherinteressen bei innergemeinschaftlichen Verstößen 
im Sinne von Artikel 3 Buchstabe a und b der Verordnung 
(EG) Nr. 2006/2004 geschaffen werden soll. Mit diesem 
Gesetz soll die Zusammenarbeit der zuständigen deutschen 
Behörden mit den Behörden anderer Mitgliedstaaten und 
der Europäischen Kommission bei grenzüberschreitenden 
Sachverhalten sichergestellt werden. Der Bund nimmt 
Kompetenzen nur bei grenzüberschreitenden Sachverhalten 
wahr. Die Vorschrift stellt klar, dass die Zuständigkeiten und 
Befugnisse für die im Anhang der Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004 genannten Regelwerke sowie deren nationale 
Anwendungs- oder Durchführungsvorschriften unberührt 
bleiben. 

Durch Absatz 3 wird klargestellt, dass, soweit Behörden 
aufgrund speziellerer Gesetze über Befugnisse verfügen, die 
denen in § 5 entsprechen oder über diese hinausgehen, § 5 
nicht zur Anwendung komiut. Dies gilt z. B. für das Tätig- 
werden von Behörden wie der BaFin, die bei der Aufsicht 
nach dem Versicherungsaufsichtsgesetz und dem Kreditwe- 
sengesetz über § 5 entsprechende bzw. hinausgehende Be- 
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fugnisse verfügt. Auch mit Blick darauf, dass mit den Ände- 
rungen des Arzneimittelgesetzes in Artikel 2 besondere Re- 
gelungen für den in Nummer 13 des Anhangs der Verord- 
nung (EG) Nr. 2006/2004 genarmten Rechtsakt geschaffen 
werden, ist die in Absatz 3 vorgesehene Subsidiaritätsklau- 
sel erforderlich. 

Zu § 2 (Zuständige Behörde) 

§ 2 bestimmt mit Blick auf die im Anhang der Verordnung 
(EG) Nr. 2006/2004 genarmten europäischen Rechtsakte, 
welche Behörde als zuständige Behörde benaimt wird. So- 
weit es um Vorschriften geht, für die auf Bundesebene bis- 
lang keine behördliche Durchsetzungskompetenz besteht, 
wird in Nummer 1 Buchstabe a das BVL benannt. 

§ 2 Nr. 1 Buchstabe b ist im Zusammenhang mit § 12 Abs. 1 
zu lesen. Wird der Anwendungsbereich der Verordnung 
(EG) Nr. 2006/2004 durch spätere Rechtsakte der Europäi- 
schen Gemeinschaften erweitert, muss auch die entspre- 
chende zuständige Behörde benannt werden. Die Bundesre- 
gierung geht davon aus, dass es sich im Regelfall um Vor- 
schriften handeln wird, für die keine behördlichen Spezial- 
zuständigkeiten bestehen. Daher soll, entsprechend der 
allgemeinen Ausrichtung des § 2, das BVL die Aufgaben 
der zuständigen Behörde wahmehmen. Um das BVL zügig 
als zuständige Behörde benennen zu körmen, ist in § 12 
Abs. 1 eine entsprechende Verordnungsermächtigung vor- 
gesehen (siehe auch § 12). 

Die BaFin wird im Anwendungsbereich des § 2 Nr. 1 Buch- 
stabe a tätig, werm der Verstoß von einem Unternehmen 
begangen wird, das eine Erlaubnis nach § 5 Abs. 1, § 105 
Abs. 2 oder § 112 Abs. 2 des Versicherungsaufsichtsgeset- 
zes hat und unter Aufsicht der BaFin steht. Die BaFin wird 
des Weiteren tätig, wenn der Verstoß von einem Kredit- 
oder Finanzdienstleistungsinstitut begangen wird, das eine 
Erlaubnis nach § 32 Abs. 1 Satz 1 des Kreditwesengesetzes 
(KWG) besitzt. Voraussetzung ist in beiden Fällen, dass sich 
der Verstoß auf eine Tätigkeit bezieht, die von der Erlaubnis 
umfasst ist. 

§ 2 Nr. 2 Buchstabe a erfasst nur Versicherungsuntemeh- 
men, die unter Aufsicht der BaFin stehen. Ausschließlich 
regional tätige Versicherer stehen vielfach unter der Auf- 
sicht von Landesbehörden, deren Zuständigkeit unberührt 
bleiben soll (vgl. § 2 Nr. 4). Dies ist auch der Grund dafür, 
dass Buchstabe b die Einschränkung „unter Aufsicht der 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht“ nicht ent- 
hält. 

§ 2 Nr. 2 Buchstabe b knüpft an eine Erlaubnis nach § 32 
Abs. 1 Satz 1 KWG an. Damit sind die Erlaubnisfiktionen 
nach § 61 Satz 1, §§ 64, 64e, 64f KWG erfasst. Das Gleiche 
gilt für Zweigstellen von Unternehmen mit Sitz in einem 
anderen Staat, die nach § 53 KWG eine Erlaubnis nach § 32 
KWG benötigen. 

Für den Bereich der Verordnung (EG) Nr. 261/2004 über 
eine gemeinsame Regelung für Ausgleichs- und Unterstüt- 
zungsleistungen für Fluggäste bei Annullierung und großen 
Verspätungen im Luftverkehr wird in § 2 Nr. 3 das Luft- 
fahrt-Bundesamt benannt, um Kompetenzüberschneidungen 
zu vemieiden. Das Luftfahrt-Bundesamt nimmt bereits die 
Aufgaben der zuständigen Behörde aus der Verordnung 
(EG) Nr. 261/2004 wahr und verfügt über Sanktionsrechte 
bei Verstößen. 


In den Fällen, die nicht durch die Nummern 1 bis 3 erfasst 
werden, sind die jeweils nach Landesrecht zuständigen Be- 
hörden für den Vollzug der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 
zuständig. Dies gilt für die unter den Nummern 4, 10 und 13 
des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 genarm- 
ten Rechtsakte (Recht der Werbung in Rundfunk und Fern- 
sehen, Preisangabenrecht und Heilmittelwerberecht) sowie 
für die unter Landesaufsicht stehenden Versicherungsunter- 
nehmen (vgl. § 2 Nr. 4). 

Zu § 3 (Zentrale Verbindungsstelle) 

Die Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 über die Zusammenar- 
beit im Verbraucherschutz schreibt vor, dass die Mitglied- 
staaten nur eine Zentrale Verbindungsstelle zu benennen 
haben. Diese rein tatsächliche Aufgabe wird - da es sich in- 
soweit nicht um exekutive Verwaltungsaufgaben handelt - 
das BVL auch in den Fällen des § 2 Nr. 2 bis 5 wahmeh- 
men. Das BVL verfügt aufgmnd seines jetzigen Aufgaben- 
zuschnitts bereits über Erfahrung im Austausch von Daten 
zwischen den Mitgliedstaaten und mit der Europäischen 
Kommission. Die Bündelung von Aufgaben der Zentralen 
Verbindungsstelle und einer der zuständigen Behörden in 
einer bereits bestehenden Behörde ist zudem ökonomischer. 

Der Aufgabenbereich des BVL als Zentrale Verbindungs- 
stelle, die die Koordination der Aufgabenerledigung sicher- 
stellt, ohne selbst Exekutivbefugnisse zu haben, umfasst alle 
Gesetze zum Schutz der Verbraucher im Sinne des Artikels 
3 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004. 

Zu § 4 (Aufgaben der zuständigen Behörden) 

§ 4 regelt umfassend für alle zuständigen Behörden auf 
Bundes- und Landesebene deren Aufgabenbereich. Die 
nach § 2 zuständige Behörde wird danach in zwei Fällen tä- 
tig. Nach § 4 Nr. 1 wird sie aufgrand eines Ersuchens einer 
zuständigen Behörde eines anderen Mitgliedstaates der Eu- 
ropäischen Union nach Artikel 6 oder 8 der Verordnung 
(EG) Nr. 2006/2004 aktiv. Im Übrigen wird sie tätig zur 
Wahrnehmung der Aufgaben nach den Artikeln 7 und 9 der 
Verordnung (EG) Nr. 2006/2004. 

Zu § 5 (Befugnisse der zuständigen Behörde) 

§ 5 konkretisiert die in Artikel 4 Abs. 6 der Verordnung 
(EG) Nr. 2006/2004 vorgeschriebenen Ermittlungs- und 
Durchsetzungsbefugnisse, über die die zuständige Bundes- 
oder Landesbehörde im Falle des begründeten Verdachts 
eines innergemeinschaftlichen Verstoßes gegen Gesetze 
zum Schutz der Verbraucherinteressen mindestens verfügen 
muss. Die zuständige Behörde muss bei begründetem Ver- 
dacht in der Lage sein festzustellen, ob und in welcher 
Weise ein von der ersuchenden Behörde eines anderen Mit- 
gliedstaates dargelegter Verstoß verübt wurde; sie muss die 
in Artikel 4 Abs. 6 der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 vor- 
gesehenen Maßnahmen zur Beseitigung und Verhütung 
künftiger Verstöße durchführen können. 

Stellt die zuständige Behörde einen Verstoß fest, so kann sie 
dem Verantwortlichen gemäß § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 ein 
Verhalten untersagen, das gegen ein Gesetz zum Schutz der 
Verbraucherinteressen verstößt. Sie gibt ihm damit auf, den 
Verstoß einzustellen, und spricht eine Verbotsverfügung aus. 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 bestimmt, von wem die zuständige 
Behörde einschlägige Informationen verlangen kann. § 5 
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Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 gibt der zuständigen Behörde auch die 
Befugnis, Ausdrucke elektronisch gespeicherter Daten zu 
verlangen. § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 enthält die Befugnis, die 
zur Durchsetzung der Befugnisse nach § 5 Abs. 2 erforder- 
lichen Anordnungen zu treffen. 

Gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 sind die zuständigen Perso- 
nen der zuständigen Behörde auch befugt, Einsicht in 
Schrift- und Datenträger zu nehmen sowie Abschriften hier- 
von zu fertigen oder zu verlangen. Soweit es zur Wahrneh- 
mung der Befugnisse aus § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 erforder- 
lich ist, ist es den zuständigen Personen der zuständigen Be- 
hörde gestattet, Betriebs- und Geschäftsräume während der 
üblichen Geschäftszeiten zu betreten. 

Die Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 sieht in Artikel 6 Abs. 3 
vor, dass auch ein Beamter der ersuchenden Behörde die 
Beamten der ersuchten Behörde bei ihrer Ermittlungsarbeit 
begleiten kann. Daher schafft § 5 Abs. 2 Satz 2 die recht- 
liche Grundlage für die Begleitung durch Personen von zu- 
ständigen Behörden anderer Mitgliedstaaten. 

§ 5 Abs. 3 enthält die Voraussetzungen, unter denen ein zur 
Auskunft Verpflichteter die Auskunft verweigern kann. 

Entsprechend der Vorgabe aus Artikel 4 Abs. 6 Buchstabe f 
der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 karm die zuständige 
Behörde nach § 5 Abs. 4 eine von ihr nach § 5 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1 getroffene Verfügung iimerhalb von drei Monaten 
nach Bestandskraft der Entscheidung im Bundesanzeiger 
oder elektronischen Bundesanzeiger veröffentlichen, soweit 
dies zur Vermeidung künftiger innergemeinschaftlicher Ver- 
stöße erforderlich ist. Entsprechendes gilt nach § 5 Abs. 4 
Satz 4 für den Fall, dass sich der Betroffene zur Vermeidung 
einer Entscheidung der Behörde nach § 5 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1 verpflichtet, einen Verstoß einzustellen. Damit greift 
das Gesetz auch die in der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 
in Artikel 4 Abs. 6 Buchstabe e enthaltene Befugnis der Be- 
hörde auf, von dem Verantwortlichen die Abgabe einer 
Unterwerfungserklärung zu verlangen. 

Der Schutz personenbezogener Daten wird durch § 5 Abs. 4 
Satz 2 sichergestellt. Danach ist eine Veröffentlichung nur 
zulässig, weim das Informationsinteresse der Öffentlichkeit 
das Interesse des Betroffenen am Ausschluss des Infonna- 
tionszugangs überwiegt oder er eingewilligt hat. Erfolgt eine 
vergleichbare Veröffentlichung durch den verantwortlichen 
Verkäufer oder Dienstleistungserbringer, so hat die Behörde 
von einer Bekanntmachung abzusehen (§ 5 Abs. 4 Satz 3). 

Stellen sich im Nachhinein die von der Behörde veröffent- 
lichte Information als falsch oder die zugrunde liegenden 
Umstände als unrichtig heraus, so informiert die Behörde 
die Öffentlichkeit hierüber gemäß § 5 Abs. 5, sofern ein 
Betroffener hieran ein berechtigtes Interesse hat und er dies 
beantragt. 

Zu § 6 (Duldungs- und Mitwirkungspflichten) 

§ 6 des Gesetzes verpflichtet den oder die Verantwortlichen, 
die behördlichen Maßnahmen nach § 5 Abs. 2 zu dulden 
und die für die Feststellung eines Verstoßes zuständigen 
Personen der Behörde bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu 
unterstützen. Hierzu zählt auch die Herausgabe von Aus- 
drucken elektronisch gespeicherter Daten nach § 5 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 3. Des Weiteren sind die Verantwortlichen ver- 
pflichtet, Räume zu öffnen. 


Zu § 7 (Beauftragung Dritter) 

Die Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 gestattet in Artikel 4 
Abs. 2 und Artikel 8 Abs. 3 den zuständigen Behörden, sich 
bei der Durchsetzung unter bestimmten Voraussetzungen 
auch geeigneter Dritter zu bedienen. Diese Regelung trägt 
dem Umstand Rechnung, dass in einigen Mitgliedstaaten, 
unter anderem in Deutschland, die Durchsetzung von Ver- 
braucherrechten auf zivilrechtlichem Wege durch Verbände 
und andere Organisationen erfolgt. Über diese Öffnungs- 
klausel soll es auch künftig möglich sein, den Verstoß auf 
zivilrechtlichem Wege durch die nach irmerstaatlichem 
Recht legitimierten Einrichtungen abzustellen. 

Die nach § 7 von der Behörde beauftragten Dritten verfügen 
indes nicht über die allein den zuständigen Behörden zuste- 
henden Zwangsbefugnisse nach § 5. Sie machen ausschließ- 
lich von den ihnen nach innerstaatlichem Recht zustehenden 
Klagebefugnissen nach dem Unterlassungsklagengesetz und 
dem Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb Gebrauch. 
Das Unterlassungsklagengesetz und das Gesetz gegen den 
unlauteren Wettbewerb werden entsprechend angepasst, um 
beauftragten Dritten ein Tätigwerden auch bei grenzüber- 
schreitenden Verstößen zu ermöglichen. Mit dem Gesetz 
über die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze bei in- 
nergemeinschaftlichen Verstößen werden daher zugleich die 
Rahmenbedingungen für die Einbeziehung der privatrecht- 
lichen Verbandsklage in den gemeinschaftsrechtlich vorge- 
gebenen behördlichen Verbraucherschutz bei innergemein- 
schaftlichen Verstößen geschaffen (vgl. Artikel 4 und 5). 

Die Beauftragung Dritter bietet sich regelmäßig dort an, wo 
auch sonst klagebefugte Verbände nach dem Unterlassungs- 
klagengesetz oder nach dem Gesetz gegen den unlauteren 
Wettbewerb Vorgehen, z. B. bei Verstößen gegen die 
Bestimmungen über Allgemeine Geschäftsbedingungen 
(§ 305 ff. des Bürgerlichen Gesetzbuchs) oder gegen das 
Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb. Die Verbände 
verfügen hier über jahrelange Erfahrung mit der Durchset- 
zung der im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 
genaimten Regelwerke. Die Verordnung (EG) Nr. 2006/ 
2004 geht in ihrem Erwägungsgrund 14 davon aus, dass ins- 
besondere den Verbraucherverbänden beim Schutz der Ver- 
braucherinteressen große Bedeutung zukommt. Sowohl bei 
der Information und Aufklärung der Verbraucherinnen und 
Verbraucher als auch bei der Beilegung von Streitfällen 
seien Verbraucherverbände wichtige Akteure. Sie sollen 
daher zur Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden 
aufgefordert werden. Vor diesem Hintergrund wird deutlich, 
dass die zuständige Behörde, obwohl sie selbst einen unter- 
sagenden Verwaltungsakt erlassen könnte, mit der Durch- 
setzung grundsätzlich auch einen anderen geeigneten Drit- 
ten beauftragen kaim. 

Insbesondere bedarf es keiner weiteren behördlichen Tätig- 
keit, wenn ein Verstoß bereits durch eine von privaten Ver- 
bänden veranlasste Maßnahme (strafbewehrte Unterlas- 
sungserklärung, einstweilige Verfügung etc.) wirksam unter- 
bunden ist. So erlaubt es Artikel 15 Abs. 2 Buchstabe a der 
Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 der ersuchten Behörde, ein 
Durchsetzungsersuchen abzulehnen, wenn in Bezug auf den 
innergemeinschaftlichen Verstoß bereits ein Gerichtsverfah- 
ren eingeleitet wurde. Auch damit wird überflüssige Büro- 
kratie vermieden. 
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Unter Berücksichtigung der vorstehenden Erwägungen soll 
daher die nach § 2 Nr. 1 oder 2 zuständige Behörde (zum 
Luftfahrt-Bundesamt vgl. S. 30) nach § 7 Abs. 1, bevor sie 
eine Verfügung nach § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 trifft, vorrangig 
einen geeigneten Dritten mit der Durchsetzung beauftragen. 
Hierdurch wird dafür Sorge getragen, dass die bewährte 
zivilrechtliche Durchsetzung weitgehend erhalten werden 
kann. Die Behörde muss damit prüfen, ob der vorgelegte 
Fall ohne weiteres Tätigwerden der Behörde an eine geeig- 
nete dritte Stelle abgegeben werden kann. Beispiele für sol- 
che Fälle sind typische Verstöße aus dem Bereich der Allge- 
meinen Geschäftsbedingungen oder des Gesetzes gegen den 
unlauteren Wettbewerb. Sind Ennittlungen erforderlich, bei 
denen behördliche Zwangsmaßnahmen nach § 5 Abs. 1 und 
2 zur Anwendung kommen, so ist dies zunächst Aufgabe 
der Behörde. Im Einzelfall hat sie sodann abzuwägen, ob 
zur Unterbindung des Verstoßes anschließend ein geeigneter 
Dritter beauftragt werden soll. 

Der beauftragte Dritte kann nur in dem Umfang beauftragt 
werden, in dem ihm das Unterlassungsklagengesetz in der 
durch Artikel 4 dieses Gesetzes geänderten Fassung Mög- 
lichkeiten zum Tätigwerden einräumt. Der beauftragte Dritte 
handelt in eigenem Namen. 

Die Beauftragung eines Dritten durch eine Behörde mit der 
Maßgabe, Verstöße auf zivilrechtlichem Wege abzustellen, 
ist der Figur des Verwaltungshelfers angenähert. Dass der 
beauftragte Dritte in eigenem Namen handelt, ist mit Blick 
auf die Vornahme von Verfahrenshandlungen unproblema- 
tisch, da er nur insoweit tätig werden kann, wie er es auch 
aus eigener Veranlassung aufgrund des geänderten Unterlas- 
sungsklagengesetzes könnte. 

Die Beauftragung eines Dritten ist entsprechend Artikel 8 
Abs. 3 und 4 der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 nur unter 
den Voraussetzungen des § 7 Abs. 2 möglich. Der beauf- 
tragte Dritte muss hinreichende Gewähr für die ordnungsge- 
mäße Erfüllung der Aufgabe bieten und in die Beauftragung 
einwilligen (§ 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 2). 

Liegen diese Voraussetzungen nicht mehr vor, so wird die 
Beauftragung nach § 7 Abs. 2 Satz 2 widerrufen. Eine Ent- 
schädigung für das Zurückziehen des Auftrags wird nicht 
geleistet. Gegebenenfalls können Aufwandsersatzansprüche 
bestehen. Die Letztverantwortung für die Einstellung des 
Verstoßes verbleibt insoweit, wie von der Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004 in Artikel 8 Abs. 3 Satz 2 gefordert, bei der 
zuständigen Behörde. 

Geeignete Dritte sind entsprechend den Vorgaben des § 3 
Abs. 1 des Unterlassungsklagengesetzes und des § 8 Abs. 3 
Nr. 2 bis 4 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 
vor allem mit öffentlichen Mitteln geforderte Verbraucher- 
verbände oder qualifizierte Verbände der Wirtschaft. Durch 
die Anforderungen der §§ 3 und 4 des Unterlassungsklagen- 
gesetzes und des § 8 Abs. 3 Nr. 2 bis 4 des Gesetzes gegen 
den unlauteren Wettbewerb wird sichergestellt, dass der Be- 
auftragte über die notwendige Sachkenntnis und die not- 
wendige personelle und sachliche Ausstattung verfügt, um 
gegen den Verstoß effektiv vorzugehen. 

Den auf Bundesebene zuständigen Behörden wird, mit Aus- 
nahme des Luftfahrt-Bundesamtes, nach § 7 Abs. 3 gestat- 
tet, Rahmenvereinbarungen über die Beauftragung nach 
Maßgabe des Absatzes 2 mit geeigneten Dritten im Sinne 


des Absatzes 1 abzuschließen. Werden Rahmenvereinbarun- 
gen geschlossen, so sind alle Stellen teilnahmeberechtigt, 
welche die in § 7 Abs. 1 und 2 genannten gesetzlichen Vor- 
aussetzungen für einen beauftragten Dritten erfüllen. Die 
Rahmenvereinbarung bedarf der Genehmigung der jeweils 
zuständigen obersten Bundesbehörde; sie ist im Bundesan- 
zeiger oder elektronischen Bundesanzeiger bekannt zu ma- 
chen. 

Mit der Beauftragung eines geeigneten Dritten wird dafür 
gesorgt, dass die Durchsetzung der Verbraucherschutznor- 
men durch die in diesen Fällen üblicherweise tätigen Ein- 
richtungen und damit auf dem Zivilrechtsweg erfolgt. Da es 
sich vorrangig um zivilrechtliche Fragen handelt, die im 
Einzelfall zu entscheiden sind, wird damit auch einer 
wünschenswerten einheitlichen Rechtsfortbildung Rech- 
nung getragen. 

Die Bundesregierung wird nach Ablauf von fünf Jahren die 
Wirksamkeit dieser Regelung überprüfen und dem Parla- 
ment einen Bericht vorlegen. 

Die Länder körmen nach § 7 Abs. 4 entsprechende Regelun- 
gen über die Beauftragung Dritter schaffen. 

Zu § 8 (Außenverkehr) 

Grundsätzlich findet der Verkehr mit Organen der Europäi- 
schen Union und Behörden anderer Mitgliedstaaten über 
das zuständige Bundesministerium statt. Wegen der dem 
BVL mit diesem Gesetz zugewiesenen Aufgaben der Zen- 
tralen Verbindungsstelle, die eine regelmäßige Kommunika- 
tion mit diesen Stellen voraussetzen, wird ihm die Befugnis 
zugesprochen, unmittelbar den Außenverkehr wahrzuneh- 
men. Dies spart Zeit und vermindert den bürokratischen 
Aufwand, der durch eine vorgeschaltete Befassung des Bun- 
desministeriums gegeben wäre. 

Zu § 9 (Bußgeldvorschriften) 

Entscheidungen der Behörde nach § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 
oder 3 sind Verwaltungsakte, die dem Adressaten ein be- 
stimmtes Tun oder Unterlassen aufgeben. § 9 Abs. 1 be- 
stimmt daher, dass ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig den Verpflichtungen aus § 5 Abs. 1 Nr. 2 
oder 3 in Verbindung mit § 6 zuwiderhandelt. 

Ordnungswidrigkeiten werden nach § 65 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten regelmäßig mit einer Geldbuße ge- 
ahndet. 

Den Mitgliedstaaten ist durch Artikel 4 Abs. 6 Buchstabe g 
der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 aufgegeben, der Be- 
hörde die Befugnis zuzusprechen, bei Nichtbeachtung einer 
von ihr ausgesprochenen Entscheidung die Zahlung eines 
bestimmten Geldbetrages an eine öffentliche Kasse oder 
einen durch Rechtsvorschrift zu bestimmenden Dritten zu 
verlangen. Dieser Sanktionspflicht wird durch die in § 9 
vorgesehene Bußgeldbewehrung nachgekommen. Als Ver- 
waltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten werden die nach § 2 Nr. 1 
bis 3 zuständigen Behörden bestimmt (vgl. § 9 Abs. 3). 

Zu § 10 (Vollstreckung) 

Die zuständige Behörde kann ihre Anordnungen nach den 
für die Vollstreckung von Verwaltungsmaßnahmen gelten- 
den Vorschriften durchsetzen. Das Zwangsgeld beträgt nach 
§11 Abs. 3 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes höchs- 
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tens 1 533,88 Euro. Dagegen kann das Gericht in zivil- 
gerichtlichen Verfahren, wie etwa bei einer Unterlassungs- 
klage wegen eines wettbewerbsrechtlichen Verstoßes, ein 
Zwangsgeld von bis zu 250 000 Euro verhängen, wenn der 
Schuldner einer Anordnung zuwiderhandelt, eine Handlung 
zu unterlassen. Um hier nicht zu Wertungswidersprüchen 
bei vergleichbaren Sachverhalten zu kommen, kann die zu- 
ständige Behörde abweichend von § 1 1 Abs. 3 des Verwal- 
tungsvollstreckungsgesetzes ein Zwangsgeld von ebenfalls 
bis zu 250 000 Euro festsetzen. 

Zu § 11 (Kosten) 

Für die Amtshandlungen erheben die zuständigen Behörden 
grundsätzlich kostendeckende Gebühren. Diese werden er- 
hoben, werm der Betroffene den Verdacht, der Grund für die 
behördlichen Maßnahmen war, verantwortlich veranlasst 
hat oder aber ein gesetzeswidriges Verhalten des Betroffe- 
nen vorlag. Die jeweiligen Bundesministerien, in deren Ge- 
schäftsbereich eine zuständige Behörde nach § 2 Nr. 1, 2 
oder 3 angesiedelt ist, werden ermächtigt, durch Rechtsver- 
ordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die gebühren- 
pflichtigen Tatbestände und die Gebühren durch feste Sätze 
oder Rahmensätze zu regeln. Sie können diese Ermächti- 
gung durch Rechtsverordnung auch auf die zuständigen Be- 
hörden nach § 2 Nr. 1 bis 3 übertragen. 

Die Absätze 2 und 3 enthalten besondere Finanzierungs- 
regelungen für die BaFin. Die Aufnahme dieser Sonder- 
regelungen ist zwingend erforderlich, weil sich die BaFin, 
im Gegensatz zu anderen Bundesbehörden, ausschließlich 
aus eigenen Einnahmen finanziert (§13 Abs. 1 des Finanz- 
dienstleistungsaufsichtsgesetzes - FinDAG). In den Fällen, 
in denen Gebührenschuldner der BaFin zahlungsunfähig 
sind, werden die entsprechenden Zahlungsausfalle nicht 
durch Mittel aus dem Bundeshaushalt aufgefangen. Um die 
insoweit drohende Finanzierungslücke zu schließen, ist eine 
Verknüpfung mit der Umlageregelung des § 16 FinDAG 
notwendig. Diese Vorschrift regelt in Verbindung mit der 
Verordnung über die Erhebung von Gebühren und die Um- 
legung von Kosten nach dem Finanzdienstleistungsauf- 
sichtsgesetz (FinDAGKostV), nach welchem Verteilungs- 
schlüssel und welchem Verfahren die Kosten der Finanz- 
dienstleistungsaufsicht auf die verschiedenen Aufsichtsbe- 
reiche und die diesen Aufsichtsbereichen zuzuordnenden 
Unternehmen umzulegen sind. Das EG-Verbraucherschutz- 
durchsetzungsgesetz weist der BaFin eine neue Aufgabe zu, 
die aber - wie die Anknüpfung des § 2 Nr. 2 an das Versiche- 
rungsaufsichts- und das Kreditwesengesetz verdeutlicht - in 
einem sehr engen Zusammenhang zu der bereits bisher aus- 
geübten Finanzdienstleistungsaufsicht steht. Wegen der 
Bezugnahme des § 2 Nr. 2 auf die Erlaubnisse nach dem 
Versicherungsaufsichtsgesetz und dem Kreditwesengesetz 
lag es nahe, die durch Zahlungsausfälle veranlassten Kosten 
nach dem EG- Verbraucherschutzdurchsetzungsgesetz je- 
weils getrennt nach den Aufsichtsbereichen Versicherungs- 
wesen und Kredit- und Finanzdienstleistungswesen zu er- 
mitteln und auf die diesen Aufsichtsbereichen zuzuordnen- 
den Unternehmen umzulegen. Das legt § 1 1 Abs. 3 Satz 2 
fest, so dass es insoweit ergänzender Regelungen in § 16 
FinDAG oder in der FinDAGKostV nicht mehr bedarf. 

Die Aufnahme des Finanzierungsinstruments der Gesonder- 
ten (Kosten-)Erstattung trägt der Besonderheit Rechnung, 
dass die BaFin sich die tatsächlich entstandenen Kosten für 


bestimmte Amtshandlungen erstatten lässt und nicht in 
Form einer (pauschalen) Gebührenerhebung geltend macht. 
§11 Abs. 2 Satz 2 bis 4 knüpft daher an die Regelung des 
§15 FinDAG an, der eine Kostenerstattung insbesondere 
für bestimmte Prüfungen und damit in Zusammenhang ste- 
hende Maßnahmen vorsieht. 

Unter die „sonstigen Einnahmen“ fallen solche, die mit der 
Vornahme von Amtshandlungen in Zusammenhang stehen, 
z. B. Zwangsgelder, die im Wege des Verwaltungszwanges 
eingetrieben werden, oder Erstattungen von Aufwendungen 
in Zusammenhang mit Geldstrafen, Geldbußen und Ge- 
richtskosten. 

Auf die Unternehmen, die nach § 11 Abs. 2 in Verbindung 
mit § 16 FinDAG umlagepflichtig sind, werden nur die 
Kosten umgelegt, die nach Abzug von Gebühren, Gesonder- 
ter Erstattung und sonstigen Einnahmen verbleiben. 

Durch Landesgesetz können entsprechende Regelungen zur 
Erhebung kostendeckender Gebühren und Auslagen ge- 
schaffen werden. 

Zu § 12 (Ermächtigung zur Anpassung) 

Im Falle einer Erweiterung des Anhangs der Verordnung 
(EG) Nr. 2006/2004 soll das Bundesministerium für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz nach § 12 
Abs. 1 ohne Zustimmung des Bundesrates dem BVL inso- 
weit die Zuständigkeit für die Durchführung der Verord- 
nung (EG) Nr. 2006/2004 durch Rechtsverordnung über- 
tragen können. Angesichts der grundsätzlich zivilrechtlich 
ausgestalteten Durchsetzung von Verbraucherrechten in 
Deutschland ist davon auszugehen, dass für die Durchset- 
zung neu hinzukommender Regelungen keine behördliche 
Spezialzuständigkeit besteht. Nach der grundgesetzlichen 
Zuständigkeitsverteilung wären in diesem Fall die Länder 
zur Ausführung berufen. Hiergegen wurden von verschiede- 
ner Seite auf Länderebene Vorbehalte vorgebracht. Um die- 
sen Vorbehalten Rechnung tragen und zugleich das Rechts- 
setzungsverfahren beschleunigen zu können, wird durch die 
Rechtsverordnungsermächtigung in § 12 Abs. 1 eine rasche 
Beauftragung des BVL emiöglicht. 

§ 12 Abs. 2 enthält darüber hinaus eine Rechtsverordnungs- 
ermächtigung, durch die notwendige rechtstechnische Än- 
derungen in diesem Gesetz infolge europarechtlicher Vorga- 
ben leichter umgesetzt werden können. 

Zu § 13 (Zulässigkeit, Zuständigkeit) 

§13 Abs. 1 Nr. 1 regelt, dass dem Adressaten einer Verfü- 
gung der zuständigen Behörde nach § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1, 
Abs. 4 oder 5 die Beschwerde als Rechtsbehelf zusteht. 
Gleiches gilt gemäß § 1 3 Abs. 1 Nr. 2 bei Entscheidungen der 
zuständigen Behörde nach § 10 oder § 11, soweit eine Ent- 
scheidung nach diesen Vorschriften in einem sachlichen Zu- 
sammenhang mit einer Entscheidung nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 
stehen. Im Übrigen bleiben die Vorschriften über Rechtsbe- 
helfe bei Verwaltungsmaßnahmen unberührt. Hintergrund 
dieser Regelung ist, dass wie im Gesetz gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen (§ 63 GWB) und im Energiewirtschafts- 
gesetz (§75 EnWG) hier nicht das übliche Rechtsbehelfsver- 
fahren bei Verwaltungsmaßnahmen durchgeführt werden 
soll. Entscheidungen nach § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 ahnden die 
Verletzung zivilrechtlicher Normen. Die Entscheidung nach 
§ 5 Abs. 4, ob eine entsprechende Verbotsverfügung veröf- 
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fentlicht wird, und die Entscheidung nach § 5 Abs. 5, ob eine 
unzutreffende Veröffentlichung öffentlich berichtigt wird, 
stehen hiermit in untrennbarem Sachzusammenhang, so dass 
hier ebenfalls nicht der Verwaltungsrechtsweg eröffnet wer- 
den soll. 

§13 Abs. 2 enthält Regelungen zur erforderlichen Rechts- 
behelfsbelehrung bei einer Entscheidung der Behörde im 
Sinne des § 13 Abs. 1 Satz 1. 

§13 Abs. 3 regelt entsprechend § 42 der Verwaltungsge- 
richtsordnung (VwGO), dass der Antragsteller die Be- 
schwerde zulässigerweise nur erheben kann, wenn er 
geltend macht, durch die Entscheidung im Sirme des § 13 
Abs. 1 Satz 1 oder, bezogen auf den Fall des § 5 Abs. 5, 
durch deren Ablehnung oder Unterlassung in eigenen Rech- 
ten verletzt zu sein. 

Beschwerdegericht ist gemäß § 13 Abs. 4 ausschließlich das 
für den Sitz der zuständigen Behörde zuständige Landge- 
richt. Die Zuweisung zu den Zivilgerichten soll, wie ausge- 
führt, sicherstellen, dass die bei den Zivilgerichten vor- 
handenen materiellen Rechtskenntnisse genutzt werden 
köimen. ln Deutschland werden Verstöße gegen das UWG 
und Vorschriften anderer Gesetze, die den Hauptanwen- 
dungsbereich der Verordnung EG (Nr.) 2006/2004 sowie 
des VSchDG ausmachen werden, gemeinhin in Verfahren 
vor den Zivilgerichten vor allem durch klagebefugte Ver- 
bände bekämpft. Dieses zivilrechtliche Rechtsdurchset- 
zungssystem hat sich bewährt. Indem hier die Zuweisung an 
die Zivilgerichte erfolgt, wird die richterliche Rechtsfortbil- 
dung sichergestellt, die anderenfalls durch eine letztinstanz- 
liche Zuweisung an zwei oberste Gerichte des Bundes, das 
Bundesverwaltungsgericht und den Bundesgerichtshof, er- 
schwert werden würde. Auch verhindert die Rechtswegzu- 
weisung Rechtswegspaltungen im Verhältnis von Verstößen 
grenzüberschreitender Natur zu Verstößen mit rein nationa- 
lem Bezug. 

Die Landgerichte und dort die Kammern für Handelssachen 
sind nach § 13 Abs. 1 UWG i. V. m. § 95 Abs. 1 Nr. 5 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes ausschließlich zuständig für 
Rechtsstreitigkeiten betreffend das UWG. Die Bundesregie- 
rung geht aufgrund der ihr bisher bekaimt gewordenen 
grenzüberschreitenden Verbraucherrechtsverstöße davon 
aus, dass die Mehrzahl der Fälle UWG- Verstöße betreffen 
werden. Daher hält sie es für sachgerecht, die Zuständigkeit 
insgesamt den Landgerichten zuzuweisen. 

Zu § 14 (Aufschiebende Wirkung, Anordnung der sofor- 
tigen Vollziehung) 

§ 14 regelt die Wirkungen der Beschwerde. Diese hat ge- 
mäß § 14 Abs. 1 im Regelfall aufschiebende Wirkung, es 
sei denn, die zuständige Behörde ordnet, soweit dies im 
öffentlichen Interesse geboten ist, die sofortige Vollziehung 
an (§ 14 Abs. 2). 

Unter bestimmten Voraussetzungen kann das Beschwerde- 
gericht auf Antrag die aufschiebende Wirkung ganz oder 
teilweise wiederherstellen (§ 14 Abs. 4). § 14 Abs. 5 bis 8 
treffen nähere Regelungen zur Zulässigkeit des Antrags 
nach § 14 Abs. 4 und der Entscheidung des Beschwerde- 
gerichts hierüber. In dringenden Fällen kann gemäß § 14 
Abs. 9 der Vorsitzende entscheiden. 


Zu § 15 (Frist und Form) 

§ 15 regelt, in welcher Form und innerhalb welcher Frist die 
Beschwerde einzulegen ist. 

Zu § 16 (Beteiligte am Beschwerdeverfahren) 

An dem Verfahren vor dem Beschwerdegericht können 
neben dem Beschwerdeführer und der zuständigen Behörde 
auch Personen und Personenvereinigungen, deren Interes- 
sen durch die Entscheidung erheblich berührt werden und 
die das zuständige Beschwerdegericht auf ihren Antrag zu 
dem Verfahren beigeladen hat, beteiligt sein. § 16 Nr. 3 
orientiert sich an § 67 Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. § 54 Abs. 2 Nr. 3 
GWB und § 79 Abs. 1 Nr. 3 EnWG. Zu denken ist hier vor 
allem an die Beteiligung von Verbraucherverbänden. Die 
zuständige Behörde wird tätig, um Verstöße gegen kollek- 
tive Interessen von Verbrauchern zu unterbinden. Verbrau- 
cherverbände, aber auch die Verbände der Wirtschaft, gehen 
regelmäßig gegen Geschäftspraktiken vor, die nicht nur 
einen Einzelnen, sondern eine Vielzahl von Verbrauchern 
beeinträchtigen. Insbesondere durch öffentliche Mittel ge- 
förderte Verbraucherverbände werden damit im Interesse 
der Allgemeinheit an der Einhaltung der Verbraucherschutz- 
gesetze tätig. Die Interessenlage ist also vergleichbar, was 
sich auch darin zeigt, dass mit öffentlichen Mitteln geför- 
derte Verbraucherverbände als geeignete Dritte nach § 7 in 
Betracht kommen. Für Verbraucherzentralen und Verbrau- 
cherverbände, die mit öffentlichen Mitteln gefordert wer- 
den, wird zudem, wie in § 54 Abs. 2 Nr. 3 GWB, bestimmt, 
dass deren Interessen auch darm erheblich berührt werden, 
wenn sich die Entscheidung auf eine Vielzahl von Verbrau- 
chern auswirkt und dadurch die Interessen der Verbraucher 
insgesamt erheblich berührt werden. 

Zu § 17 (Anwaltszwang) 

Die Vorschrift regelt die notwendige rechtliche Vertretung 
der Beteiligten vor dem Beschwerdegericht. 

Zu § 18 (Mündliche Verhandlung) 

§18 regelt, in welcher Form das Beschwerdegericht über 
die Beschwerde entscheidet. 

Zu § 19 (Untersuchungsgrundsatz) 

Der Sachverhalt ist durch das Beschwerdegericht von Amts 
wegen zu erforschen, wobei die Beteiligten dabei heran- 
zuziehen sind (§ 19 Abs. 1). § 19 Abs. 2 bis 4 legt die Unter- 
suchungsgrundsätze fest. 

Zu § 20 (Beschwerdeentscheidung) 

Das Beschwerdegericht entscheidet durch Beschluss, der zu 
begründen und mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen 
ist. § 113 Abs. 1, 3 bis 5 und § 114 der VwGO gelten ent- 
sprechend. 

Zu § 21 (Akteneinsicht) 

§21 Abs. 1 und 2 regelt, in welchem Umfang dem Be- 
schwerdeführer und der zuständigen Behörde Akteneinsicht 
zu gewähren ist. Nach Anhörung des Verfügungsberechtig- 
ten soll auch den in § 16 Nr. 3 bezeichneten Beteiligten 
Akteneinsicht in gleichem Umfang gewährt werden. 
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Zu § 22 (Geltung von Vorschriften des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes und der Zivilprozessordnung) 

Ergänzend zu den im EG- Verbraucherschutzdurchsetzungs- 
gesetz getroffenen Verfahrensregelungen gelten bestimmte 
Regelungen des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) und 
der Zivilprozessordnung (ZPO). 

Zu § 23 (Einstweilige Anordnung) 

§ 23, der dem § 123 VwGO nachgebildet ist, regelt die 
Möglichkeit des Betroffenen im Wege des vorläufigen 
Rechtsschutzes zu verhindern, dass durch eine Veränderung 
des bestehenden Zustands die Verwirklichung seines Rechts 
vereitelt oder wesentlich erschwert werden könnte. 

Diese Sonderregelung ist mit Blick auf § 5 Abs. 5 erforder- 
lich. Auf Antrag kann gemäß § 5 Abs. 5 ein Betroffener die 
Berichtigung einer unzutreffenden Veröffentlichung verlan- 
gen. ln der Hauptsache müsste er eine Verpflichtungsklage 
erheben, um sein Ziel zu erreichen. Im öffentlich-recht- 
lichen Verfahren wäre für den einstweiligen Rechtsschutz 
§ 123 VwGO maßgeblich. Da Entscheidungen nach § 5 
Abs. 5 im Anwendungsbereich des VSchDG aber zu den- 
jenigen gehören, für die der Zivilrechtsweg eröffnet ist, 
musste hier vorsorglich der einstweilige Rechtsschutz ge- 
sondert geregelt werden. 

§ 23 Abs. 1 regelt, in welchen Fällen, auch schon vor Klage- 
erhebung, der Antrag auf einstweilige Anordnung zulässig 
ist. § 23 Abs. 2 bestimmt als zuständiges Gericht das Ge- 
richt der Hauptsache. Da § 23 nur im Zusammenhang mit 
Entscheidungen, für die der Zivilrechtsweg eröffnet ist, zum 
Tragen kommen kann, gelten gemäß § 23 Abs. 3 die inso- 
weit maßgeblichen Vorschriften der Zivilprozessordnung 
entsprechend. Die Absätze 1 bis 3 gelten gemäß § 23 Abs. 4 
nicht in den Fällen des § 14. § 14 enthält Regelungen, die 
sinngemäß denen des § 80 VwGO entsprechen, so dass § 23 
Abs. 1 bis 3, der sinngemäß § 123 VwGO entspricht, dane- 
ben nicht zur Anwendung kommen kann. 

Zu § 24 (Rechtsbeschwerde) 

Gegen die in der Hauptsache erlassenen Beschlüsse findet 
die Rechtsbeschwerde an den Bundesgerichtshof statt, wenn 
das Landgericht die Rechtsbeschwerde zugelassen hat (§ 23 
Abs. 1). Die Rechtsbeschwerde ist zuzulassen, wenn eine 
Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung zu entscheiden 
ist oder die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer 
einheitlichen Rechtsfortbildung eine Entscheidung des Bun- 
desgerichtshofes erfordert (§ 24 Abs. 2). 

Im Vergleich zu Verfahren, die unmittelbar vor den Land- 
gerichten beginnen und das dreistufige Berufungs- und 
Revisionsverfahren durchlaufen, ist vorliegend nur ein 
zweistufiges Gerichtsverfahren vorgesehen. Diese unter- 
schiedliche Ausgestaltung beruht auf der Überlegung, dass 
hier als erstes eine Behörde entscheidet, die gemäß Arti- 
kel 20 Abs. 3 GG an Gesetz und Recht gebunden ist. Durch 
die Möglichkeit der Beschwerde und der Rechtsbeschwerde 
ist damit im Ergebnis auch ein dreistufiges Verfahren zur 
Entscheidung über das Vorliegen eines Gesetzesverstoßes 
gegeben. 

Zu § 25 (Nichtzulassungsbeschwerde) 

§ 25 regelt das Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde 
(Absatz 1 bis 4) und die Auswirkung der Nichtzulassung 
der Rechtsbeschwerde (Absatz 5). 


Zu § 26 (Beschwerdeberechtigte, Form und Frist) 

§ 26 bestimmt die Form- und Fristvoraussetzungen, die von 
den Beschwerdeberechtigten zu beachten sind. 

Zu § 27 (Kostentragung und -Festsetzung) 

Das Gericht kann im Beschwerdeverfahren und im Rechts- 
beschwerdeverfahren auch eine Kostentragungsanordnung 
treffen. § 27 regelt das Nähere. 

Zu § 28 (Abhilfe bei Verletzung des Anspruchs auf recht- 
liches Gehör) 

Nach dem Plenarbeschluss des Bundesverfassungsgerichts 
vom 30. April 2003 - 1 PBvU 1/02 - erfordert das Rechts- 
staatsprinzip in Verbindung mit dem Grundsatz des recht- 
lichen Gehörs die Möglichkeit fachgerichtlicher Abhilfe für 
den Fall, dass ein Gericht in entscheidungserheblicher 
Weise den Anspruch auf rechtliches Gehör verletzt. Die 
Bundesregierung ist dieser Vorgabe durch das Gesetz über 
die Rechtsbehelfe bei Verletzung des Anspruchs auf recht- 
liches Gehör vom 9. Dezember 2004 (Anhörungsrügen- 
gesetz, BGBl. I S. 3220) nachgekommen. § 28 trägt den 
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts Rechnung. Es 
handelt sich um eine Parallelregelung zu § 152a VwGO. 

Zu Artikel 2 

Zu Nummer 1 

Mit der Ergänzung soll im Hinblick auf eine effektive Über- 
wachung der zuständigen Behörden klargestellt werden, 
dass auch elektronisch gespeicherte Daten der Über- 
wachung zugänglich sind. 

Zu Nummer 2 

Die Änderungen in den Buchstaben a und b tragen den in 
der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 verankerten Maßnah- 
men zur Durchsetzung der Verbraucherinteressen Rech- 
nung. 

Buchstabe c bestimmt in Ergänzung der im EG- Verbrau- 
cherschutzdurchsetzungsgesetz vorgesehenen Benennung 
des BVL als Zentrale Verbindungsstelle im Sinne des Arti- 
kels 3 der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004, dass der Ver- 
kehr mit anderen Staaten und der Europäischen Kommis- 
sion zur Durchführung dieser Verordnung über das BVL er- 
folgt. Im Übrigen bleibt es bei dem in § 68 Abs. 5 Satz 1 
verankerten Grundsatz, dass dem zuständigen Bundesminis- 
terium der Verkehr mit anderen Staaten und Dienststellen 
der Europäischen Kommission obliegt. 

Zu Artikel 3 

Zu Nummer 1 

Im Hinblick auf mögliche Überschneidungen der Tätigkei- 
ten des Bundeskartellamtes und den nach diesem Gesetz 
zuständigen Behörden wird durch die Änderung von § 50c 
Abs. 1 GWB ein Informationsaustausch emiöglicht. 

Beim wirtschaftlichen Verbraucherschutz sowie dem vom 
Bundeskartellamt zu gewährleistenden Wettbewerbsschutz 
ergeben sich hinsichtlich der vorzunehmenden Wertungen 
Überschneidungen. So kann ein Sachverhalt sowohl Ver- 
stöße gegen Vorschriften des GWB als auch gegen solche 
des UWG aufweisen, die nach beiden Rechten sanktioniert 
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werden können (siehe Köhler in Baumbach/Hefermehl, 
Wettbewerbsrecht, 23. A., Rn. 11.12). Beispielsweise kön- 
nen Kopplungsangebote karteil- wie lauterkeitsrechtlich 
verbotene Verhaltensweisen darstellen, wenn ein marktbe- 
herrschendes Unternehmen seine besondere Machtstellung 
über das Instrument der Kopplung in einen anderen Markt 
auszuweiten sucht und gleichzeitig aufgrund der Kopplung 
eine unangemessene unsachliche Beeinflussung des Ver- 
brauchers erfolgt. Unter gewissen Voraussetzungen können 
auch Sogwirkung entfaltende Rabattsysteme sowohl gegen 
§ 4 Nr. 1 UWG als auch gegen die §§ 19, 20 GWB versto- 
ßen. Verbraucher können zudem von Wettbewerbsregeln 
i. S. des § 24 ff. GWB betroffen sein, deren Zulässigkeit 
sich nicht nur nach dem GWB, sondern ausdrücklich auch 
nach den Vorschriften des UWG bemisst. § 25 Satz 2 GWB 
sieht sogar eine Konsultation von Verbraucherzentralen und 
Verbraucherverbänden vor, werm Verbraucherinteressen er- 
heblich berührt sind. 

Im Hinblick auf die Rechtsprechung lässt sich zudem beob- 
achten, dass die Gerichte im Hinblick auf die Abwägung der 
betroffenen Interessen kongruente Maßstäbe bei der Beur- 
teilung von Verstößen nach UWG und GWB anlegen (so 
etwa deutlich im Urteil des OLG Düsseldorf vom 15. Okto- 
ber 2003, Az. Vl-U (Kart) 39/02 „Telestrom“, siehe auch 
die Nachweise bei Markert in Immenga/Mestmäcker, GWB, 
3. A., § 20 Rn. 243). 

Um widersprüchliche Entscheidungen bei übereinstimmen- 
der Wertungsgrundlage zu vermeiden, ist es erforderlich, 
dass in parallelen Verfahren eine enge Abstimmung zwi- 
schen den zuständigen Behörden i. S. des EG- Verbraucher- 
schutzdurchsetzungsgesetzes und dem Bundeskartellamt er- 
folgt. Dies kann nur auf der Grundlage eines umfassenden 
gegenseitigen Informationsaustauschs geschehen. 

Zu Nummer 2 

Die Zuständigkeiten der Kammern für Handelssachen bei 
den Landgerichten sollen vollständig und abschließend in 
§ 95 GVG geregelt werden (siehe Artikel 6). Daher ist die 
Vorschrift des § 87 Abs. 2 GWB aufzuheben. Durch Artikel 6 
werden die erforderliche Änderung des GVG vorgenommen 
und die bisherige Regelung des § 87 Abs. 2 GWB in das 
GVG überführt. 

Zu Artikel 4 

Der neu in das Unterlassungsklagengesetz (UKlaG) einzu- 
fügende § 4a regelt den auf Unterlassung gerichteten mate- 
riell-rechtlichen Anspruch, stellt ein Missbrauchsverbot auf 
und bestimmt, welche Stellen befugt sind, den Anspruch 
geltend zu machen. Damit werden zugleich die weiteren 
Voraussetzungen zur Tätigkeit privater Verbände im 
Rahmen des Behördennetzes geschaffen (siehe auch die 
Begründung zu Artikel 1 § 7). 

§ 4a Abs. 1 regelt, dass ein Unternehmen bei einem inner- 
gemeinschaftlichen Verstoß im Sinne von Artikel 3 Buch- 
stabe b der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 auf Unterlas- 
sung in Anspruch genommen werden kaim. Der Rechtsver- 
stoß muss hiernach zum einen die Kollektivinteressen der 
Verbraucher betreffen, also beispielsweise nicht nur ein- 
zelne Vertragspartner eines Lieferanten bei einem grenz- 
überschreitenden Geschäft. Die geschädigten Verbraucher 


müssen des Weiteren in einem anderen Mitgliedstaat ansäs- 
sig sein als dem Mitgliedstaat, in dem das verantwortliche 
Unternehmen niedergelassen ist. Dies ist der praktisch 
wichtigste Anwendungsfall. Ein innergemeinschaftlicher 
Verstoß liegt aber auch vor, werm die rechtswidrige Hand- 
lung in einem anderen Mitgliedstaat stattfand als in dem- 
jenigen der betroffenen Verbraucher oder wenn sich in dem 
anderen Mitgliedstaat entsprechende Beweismittel oder 
Vermögensgegenstände befinden. Die Rechtswidrigkeit der 
Handlung oder Unterlassung ergibt sich aus einem Verstoß 
gegen die im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 
genarmte Verordnung sowie die dort aufgeführten Richt- 
linien in ihrer in das Recht des Mitgliedstaates umgesetzten 
Form. 

Nach § 4a Abs. 2 erste Alternative findet zunächst § 2 
Abs. 3 UKlaG entsprechende Anwendung. Der Anspruch 
auf Unterlassung kann hiernach nicht geltend gemacht wer- 
den, „wenn die Geltendmachung unter Berücksichtigung 
der gesamten Umstände missbräuchlich ist, insbesondere 
wenn sie vorwiegend dazu dient, gegen den Zuwiderhan- 
delnden einen Anspruch auf Ersatz von Aufwendungen oder 
Kosten der Rechtsverfolgung entstehen zu lassen.“ Damit 
kann auch bei der Ahndung grenzüberschreitender Verstöße 
wirksam gegen ein unerwünschtes Abmahnwesen vorge- 
gangen werden. 

§ 4a Abs. 2 zweite Alternative regelt mit dem Verweis auf 
§ 3 Abs. 1 UKlaG zum einen, welche Stellen berechtigt 
sind, den nach Absatz 1 gewährten Unterlassungsanspruch 
geltend zu machen. Es sind dieselben Verbände, die auch 
innerstaatliche Verstöße aufgreifen können, nämlich die 
qualifizierten Einrichtungen (Verbraucherschutzverbände), 
die Wettbewerbsverbände und die Industrie- und Handels- 
kammern sowie die Handwerkskammern. Die weiteren, in 
§ 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 UKlaG geregelten Vorausset- 
zungen müssen auch bei den hier geregelten grenzüber- 
schreitenden Sachverhalten vorliegen. Die Verweisung er- 
fasst darüber hinaus § 3 Abs. 1 Satz 2 UKlaG, wonach der 
Anspruch nach dem neu einzuführenden § 4a Abs. 1 UKlaG 
nur an Stellen im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 1 UKlaG ab- 
getreten werden kann. 

Zu Artikel 5 

Mit dem UWG vom 3. Juli 2004 wurde § 8 Abs. 5 Satz 2 
UWG in das geltende Recht eingefügt (BGBl. 1 S. 1414). 
Die Bestimmung stellt klar, dass die Regelungen des UWG 
zu den zivilrechtlichen Rechtsfolgen eines Wettbewerbsver- 
stoßes sowohl hinsichtlich der Klagebefugnis als auch hin- 
sichtlich der Anspruchsgrundlagen abschließend sind 
(Bundestagsdrucksache 15/1487, S. 23; siehe auch Walker/ 
Stomps, Die bisherigen Änderungen des UKlaG insbeson- 
dere durch die UWG-Reform, ZGS 2004, 336). 

Diese Bestimmung soll für innergemeinschaftliche Verstöße 
im Sinne des neu einzufuhrenden § 4a UKlaG keine An- 
wendung finden, was die Einfügung klarstellt. Zwar wird 
nach den Regeln des internationalen Privatrechts bei einer 
von Deutschland ausgehenden grenzüberschreitenden Wer- 
bung in der Regel das Recht des ausländischen Marktorts 
Anwendung finden. Auf die Bestimmungen des UWG 
kommt es dann nicht an. Verwendet der in Deutschland 
ansässige Unternehmer aber elektronische Kommunika- 
tions- und Informationsdienste gemäß § 2 des Teledienste- 
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gesetzes (TDG), so kann bei der Anwendung von § 4 TDG 
deutsches Recht für die Beurteilung des Sachverhalts maß- 
geblich sein. Bei einer vom Inland ausgehenden Handlung, 
die zu einem innergemeinschaftlichen Verstoß im Sinne der 
Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 führt, könnten also die Be- 
stimmungen des UWG Bedeutung erlangen. Für diese Fälle 
stellt die Einfügung in § 8 Abs. 5 Satz 2 klar, dass die nach 
§ 4a UKlaG anspruchsberechtigten Verbände befugt sind, 
auch diese Rechtsverstöße zu verfolgen. 

Zu Artikel 6 

Die Verankerung der Zuständigkeiten der Kammer für Han- 
delssachen soll sich vollständig und abschließend aus § 95 
GVG ergeben. Daher wird hier die Gelegenheit genutzt, 
nunmehr auch die entgegen diesem Grundsatz bislang in 
§ 87 Abs. 2 GWB enthaltene Zuständigkeitszuweisung in 
das GVG zu übernehmen. Nach § 13 Abs. 1 UWG i. V. m. 
§ 95 Abs. 1 Nr. 5 GVG sind die Kammern für Handels- 
sachen ausschließlich für Rechtsstreitigkeiten nach dem 
UWG zuständig. Die Bundesregierung geht, wie ausgeführt 
(vgl. § 13 Abs. 4), davon aus, dass die meisten Verfahren 
UWG- Verstöße betreffen. Insofern erscheint eine Konzen- 
tration der Fälle, die in den Anwendungsbereich der Ver- 
ordnung EG (Nr.) 2006/2004 fallen, bei den Kammern für 
Handelssachen sachgerecht. 

Zu Artikel 7 

Artikel 7 enthält aufgrund der Rechtswegverweisung nach 
Artikel 1 § 13 Abs. 4 notwendige Folgeänderungen des Ge- 
richtskostengesetzes. 

Zu Artikel 8 

Artikel 8 enthält eine notwendige Folgeänderung des Rechts- 
anwaltsvergütungsgesetzes. 

Zu Artikel 9 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 825. Sitzung am 22. September 

2006 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 

Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 (§ 2 Nr. 1 Buchstabe a VSchDG) 

ln Artikel 1 ist in § 2 Nr. 1 Buchstabe a die Angabe 
„5 bis 9, 11, 12,“ durch die Angabe „5 bis 12,“ zu er- 
setzen. 

Begründung 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Zuständigkeit der 
Länder für die Verfolgung grenzüberschreitender Ver- 
stöße gegen die in Umsetzung der Richtlinie 98/6/EG er- 
lassenen Preisangabenregelungen ist nicht sachgerecht. 
Eine Anknüpfung an derzeit durch die Länder bzw. die 
Kommunen wahrgenommene Aufgaben (vgl. Punkt A 11 
S. 27 und Punkt B zu Artikel 1 § 2 S. 39 der Gesetzesbe- 
gründung) ist nicht möglich, da sich diese derzeit nicht 
auf grenzüberschreitende Verstöße beziehen. Bereits 
jetzt erfolgt die Durchsetzung des Preisangabenrechts 
überwiegend durch klageberechtigte Wettbewerbs- und 
Verbraucherverbände auf der Grundlage des UWG. Die 
Interessenlage ist daher vergleichbar mit denjenigen Ver- 
braucherschutzregelungen, deren grenzüberschreitende 
Durchsetzung dem Bundesamt für Verbraucherschutz 
und Lebensmittelsicherheit (BVL) übertragen werden 
soll. 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Zuständigkeitsauf- 
teilung hätte überdies in der Praxis vielfältige Über- 
schneidungen mit den in die Vollzugszuständigkeit des 
BVL fallenden Verbraucherschutzrichtlinien und daraus 
resultierende Schwierigkeiten bei der Zuständigkeitsab- 
grenzung zur Folge. Im Gegensatz zur Richtlinie 98/6/EG, 
die nur auf den Verkauf beweglicher Sachen Anwendung 
findet, gilt das deutsche Preisangabenrecht auch für 
Finanz- und andere Dienstleistungen sowie Elektrizität, 
bei denen sich der Schutz der Verbraucher vor Irrefüh- 
rung durch fehlende oder fehlerhafte Preisangaben nach 
anderen EG-Rechtsakten richtet, deren grenzüberschrei- 
tender Vollzug dem BVL oder der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) übertragen wer- 
den soll (z. B. nach Artikel 3 der Richtlinie 84/450/EWG 
über irreführende und vergleichende Werbung oder Arti- 
kel 4 der Richtlinie 97/7/EG über den Verbraucherschutz 
bei Vertragsabschlüssen im Fernabsatz). 

Nicht zuletzt im Interesse der von der Verordnung (EG) 
2006/2004 über die Zusammenarbeit der Behörden im 
Verbraucherschutz geforderten effektiven Bekämpfung 
grenzüberschreitender Verstöße gegen Verbraucherschutz- 
vorschriften sind Zuständigkeitsüberschneidungen kon- 
traproduktiv. 

2. Zu Artikel 1 (§ 3 Abs. 2 und 3 - neu- VSchDG) 

ln Artikel 1 sind dem § 3 die folgenden Absätze 2 und 3 
anzufügen: 


„(2) Die Zentrale Verbindungsstelle berichtet den für 
den Verbraucherschutz zuständigen obersten Landesbe- 
hörden jährlich, vom Datum des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes an gerechnet, umfassend über die im Zusam- 
menhang mit diesem Gesetz empfangenen und weiterge- 
leiteten Ersuchen um Amtshilfe und Informationsaus- 
tausch. Von der Berichtspflicht umfasst sind ferner auch 
weitergehende bei der Zentralen Verbindungsstelle vor- 
handene Informationen, die beispielsweise Urteile und 
Klagen zur Rechtsdurchsetzung betreffen. 

(3) Auf Anfrage einer für den Verbraucherschutz zu- 
ständigen obersten Landesbehörde erteilt das Bundesamt 
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit der 
obersten Landesbehörde für Verbraucherschutz auch au- 
ßerhalb der jährlichen Berichterstattung Auskunft über 
die im Zusammenhang mit diesem Gesetz empfangenen 
und weitergeleiteten Ersuchen um Amtshilfe und Infor- 
mationsaustausch und im Übrigen vorhandenen Infor- 
mationen. Für den Fall, dass beim Bundesamt für Ver- 
braucherschutz und Lebensmittelsicherheit zukünftig 
eine eigene Datenbank eingerichtet wird, genügt eine 
den für den Verbraucherschutz zuständigen obersten 
Landesbehörden eingeräumte Möglichkeit, auf diese Da- 
tenbank zuzugreifen, dem in Satz 1 festgeschriebenen 
Auskunftsanspruch.“ 

Begründung 

Zugriffsmöglichkeiten der Länder auf die beim BVL 
vorhandenen Daten über empfangene und weitergelei- 
tete Ersuchen um Amtshilfe und Informationsaustausch 
sind nach dem vorgelegten Gesetzentwurf nicht gege- 
ben. Selbst die für den Verbraucherschutz zuständigen 
obersten Landesbehörden, die in der Regel nicht zustän- 
dige Behörde im Sinne von § 2 Nr. 4 und 5 VSchDG 
sind, besitzen danach keine Möglichkeit, an die - in be- 
sonderer Weise auch für das jeweilige Land relevanten 
Daten - zu gelangen. 

Eine Informationspflicht seitens des BVL gegenüber den 
für Verbraucherschutz zuständigen obersten Landesbe- 
hörden ist jedoch aus mehreren Gründen notwendig. 

Die in Absatz 2 (neu) vorgesehenen regelmäßigen Be- 
richte sind Voraussetzung dafür, dass Entwicklungen bei 
verbraucherrechtlichen Verstößen, wie sie im Zusam- 
menhang mit der Durchsetzung der Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004 offenbar werden, auch von den einzelnen 
Ländern besser nachvollzogen werden und Problem- 
schwerpunkte besser erkannt werden können. 

ln der Folge werden die Länder im Rahmen ihrer Kom- 
petenzen in die Lage versetzt, auf ein mögliches Anstei- 
gen von Verstößen angemessen zu reagieren. Dies betrifft 
etwa die Verabschiedung weitergehender Verbraucher- 
schutzmaßnahmen auf landesrechtlicher Ebene. 

Neben diesem den Verbraucher schützenden Aspekt bil- 
den regelmäßige Berichte gleichzeitig die Grundlage für 
die Bewertung der Arbeit der für die Durchsetzung der 
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Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 zuständigen Behörden 
der Länder (Anm.: ansonsten Selbstverpflichtung der 
Länder). Die beim BVL hinterlegten Daten bilden in die- 
sem Zusammenhang eine Grundlage für landesrechtliche 
Schlussfolgerungen personeller und finanzieller Art, um 
den zuständigen Behörden eine möglichst optimale Auf- 
gabenwahmehmung zum Schutz der Verbraucher zu er- 
möglichen. 

Die Berichtspfiicht umfasst bewusst auch Informationen 
über erlangte Keimtnisse bezüglich eingereichter Klagen 
zur Rechtsdurchsetzung und ergangener Gerichtsent- 
scheidungen. Sie geht damit über die bloße Mitteilung 
von den weitervermittelten Verfahren hinaus. Denn es ist 
davon auszugehen, dass das BVL die in Artikel 21 der 
Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 normierte Berichts- 
pfiicht gegenüber der Kommission wahmehmen wird. 
Somit wird sie über zahlreiche zusätzliche Informatio- 
nen verfügen, deren Möglichkeit zur Kenntnisnahme 
auch den Ländern verschafft werden muss. Dies verein- 
facht deren Vorgehen und Maßnahmen gegenüber fest- 
gestellten Verstößen in der bereits dargelegten Weise. 

Die in Absatz 3 (neu) auf Anfrage vorgesehene Aus- 
kunftspfiicht der Zentralen Verbindungsstelle über Ersu- 
chen um Amtshilfe oder Infonnationsaustausch an zu- 
ständige Behörden des Landes gegenüber einer für den 
Verbraucherschutz zuständigen obersten Landesbehörde 
dient dazu, auch außerhalb der jährlichen Berichterstat- 
tung durch die Zentrale Verbindungsstelle, wie sie Ab- 
satz 2 (neu) statuiert, kurzfristig an notwendige Informa- 
tionen zu gelangen. 

Ein dementsprechender Bedarf ist in mehreren Fällen 
denkbar. 

So kann die Notwendigkeit bestehen, eine festgestellte 
Häufung von Verstößen eines Unternehmers im eigenen 
Land gegen Vorschriften, deren Überwachung die Ver- 
ordnung (EG) Nr. 2006/2004 verbessern möchte, auf 
eine gleichzeitige bundesweite Häufung und zurücklie- 
gende Verstöße hin zu überprüfen. Dies ermöglicht ei- 
nerseits, ein mögliches Vorgehen mit den anderen Län- 
dern zu koordinieren, und andererseits, vorhandene Er- 
kenntnisse bezüglich der Verstöße und ihrer Verursacher 
auszutauschen. So wird mit Absatz 3 (neu) ein Verfah- 
ren, ähnlich wie es Artikel 9 Abs. 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 2006/2004 zur Koordinierung der Marktüber- 
wachungs- und Durchsetzungstätigkeit für Verstöße in 
mindestens zwei Mitgliedstaaten der EU festlegt, auch 
auf der nationalen Ebene ermöglicht. 

Weiterhin dient der Auskunftsanspruch dazu, etwaige 
parlamentarische Anfragen im Zusammenhang mit die- 
sem Gesetz kurzfristig beantworten zu können. Entspre- 
chende Stellungnahmen sind oftmals kurzfristig zu er- 
stellen. Bei aktuellen, spezifischen Problemlagen genügt 
der jährliche Bericht diesen Anforderungen im Zweifel 
nicht. 

3. Zu Artikel 1 (§ 7 Abs. 4 VSchDG) 

In Artikel 1 ist § 7 Abs. 4 wie folgt zu fassen: 

„(4) Die Landesregierungen werden ermächtigt, für 
ihre Behörden durch Rechtsverordnung den Absätzen 1 
bis 3 entsprechende Regelungen zu erlassen. Die Lan- 


desregierungen sind befugt, die Ermächtigung nach Satz 1 
durch Rechtsverordnung ganz oder teilweise auf andere 
Behörden des Landes zu übertragen.“ 

Begründung 

Es ist nicht sachgerecht, dass die allgemeinen Regelun- 
gen im zweiten Abschnitt über die behördlichen Auf- 
gaben und Befugnisse sowie die Mitwirkungspflichten 
der Wirtschaftsbeteiligten, nicht jedoch die Regelungen 
über die Beauftragung Dritter unmittelbar für die Länder 
anwendbar sein sollen. 

Nach dem Entwurf der Bundesregierung bedürfte die 
Beauftragung Dritter durch die Länder einer Regelung 
durch formelles Gesetz oder einer Rechtsverordnung auf- 
grund einer noch zu schaffenden landesgesetzlichen Er- 
mächtigungsgrundlage. 

Durch die vorgeschlagene Verordnungsermächtigung 
wäre es den Ländern freigestellt, die Beauftragung Drit- 
ter vorzusehen. Die Befugnis zu Landesregelungen im 
Gesetzesrang wäre jedoch auch weiterhin möglich. 

4. Zu Artikel 1 (§ 12 Abs. 2 VSchDG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge- 
bungsverfahrens zu prüfen, ob § 12 Abs. 2 VSchDG-E 
gestrichen werden sollte. 

Begründung 

Die in § 12 Abs. 2 VSchDG-E enthaltene Ermäch- 
tigung, das EG- Verbraucherschutzdurchführungsgesetz 
durch Rechtsverordnung zu ändern, begegnet im Hin- 
blick auf das Rechtsstaatsprinzip Bedenken. Zwar findet 
sich in der älteren Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts der Hinweis, soweit - was hier konkret zu 
begründen wäre - der Vorbehalt des Gesetzes nicht 
greife, seien „auch Ermächtigungen zulässig, durch 
Rechtsverordnung den Inhalt [eines ...] Gesetzes zu än- 
dern“ (vgl. BVerfG, Beschluss vom 4. Mai 1997, 2 BvR 
509/96 und 2 BvR 511/96, NJW 1998, 669 <670 linke 
Spalte>). Neuerdings betont das Bundesverfassungsge- 
richt indessen, die „grundlegende Verschiedenheit der 
Kontroll- und Verwerfungskompetenzen von förmlichen 
Gesetzen und Verordnungen im behördlichen und ge- 
richtlichen Verfahren“ verbiete es, „bei der parlamenta- 
rischen und exekutiven Rechtssetzung beide Rechtsfor- 
men so zu vermischen, dass eine klare Zuordnung nicht 
mehr möglich ist“ (vgl. BVerfG, Beschluss vom 13. Sep- 
tember 2005, 2BvF 2/03, DVBl. 2005, 1503, <1507 
rechte Spalte unten>; auch Beschluss vom 27. Septem- 
ber 2005, 2 BvL 11/02, DVBl. 2005, 1513 <1514>; zur 
Unzulässigkeit von Vorschriften, die die Änderung des 
Gesetzestexts durch Rechtsverordnung erlauben, außer- 
dem Bryde, in: von Münch/Kunig, Grundgesetz-Kom- 
mentar, 5. Aufl. 2003, Artikel 80 Rn. 3). 

Weim auch § 12 Abs. 2 VSchDG-E in erster Linie auf 
eine Rechtsbereinigung zielt, hat das Gebrauchmachen 
von der dort eingeräumten Ermächtigung doch eine den 
Geltungsrang verunklarende Vermischung zur Folge, da 
der Exekutive erlaubt wird, Vorschriften im Range einer 
Rechtsverordnung mit solchen im Range eines Parla- 
mentsgesetzes zu kombinieren. 
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5. Zum Gesetzentwurf insgesamt 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetz- 
gebungsverfahrens zu prüfen, ob an Stelle des BVL als 
zuständige Behörde das Bundesamt für Justiz und an 
Stelle des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz das Bundesministerium 
der Justiz benaimt werden können. 

Begründung 

Die der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 vom 27. Oktober 
2004 über grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Ver- 
braucherschutz zugrunde liegenden materiellen Rechts- 
vorschriften sind überwiegend zivilrechtlicher Natur. 
Am häufigsten werden - auch nach der Entwurfsbegrün- 
dung - Vorschriften des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb Grundlage einer Durchsetzung von Verbrau- 
cherinteressen sein. Auch im Weiteren sind in erster Linie 
bürgerlich-rechtliche Vorschriften zu Allgemeinen Ge- 
schäftsbedingungen (§ 305 ff. BGB), zu Haustürgeschäf- 
ten (§ 312 BGB), zu Femabsatzverträgen (§ 312b BGB) 
und das Gesetz über Unterlassungsklagen bei Verbrau- 
cherrechts- und anderen Verstößen (UKlaG) sedes mate- 
riae. Daher erscheint es sachgerecht, die aus der Verord- 
nung resultierenden Aufgaben von Behörden bei einer 
dem Bundesministerium der Justiz nachgeordneten Stelle 
anzusiedeln. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


1. Zu Artikel 1 (§ 2 Nr. 1 Buchstabe a VSchDG) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 

Durch eine Einbeziehung der Nummer 10 des Anhangs 
der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 über die Zusam- 
menarbeit zwischen den für die Durchsetzung von Ver- 
braucherrechten zuständigen nationalen Behörden („Ver- 
ordnung über die Zusammenarbeit im Verbraucher- 
schutz“) in § 2 Nr. 1 Buchstabe a VSchDG erhielte das 
BVL eine Vollzugskompetenz auch im Preisangaben- 
recht. Diese wäre jedoch allein auf grenzüberschreitende 
Fälle bezogen und auf Erzeugnisse beschränkt, bei denen 
nach der Richtlinie 98/6/EG vom 16. Februar 1998, auf 
die der Anhang (Nummer 10) der Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004 verweist, neben dem Endpreis ein Grund- 
preis (Preis je Maßeinheit, z. B. Preis pro 100 Gramm) 
anzugeben ist. Das Ergebnis wäre eine saehwidrige Auf- 
teilung der Vollzugskompetenzen zwischen Bund und 
Ländern, die in der Verwaltungspraxis erhebliche Pro- 
bleme aufwerfen würde. Die Länder wären weiterhin für 
die große Mehrheit preisangabenrechtlicher Sachverhalte 
zuständig, einschließlich grenzüberschreitender Fälle, 
während der Bund die unter die Richtlinie 98/6/EG 
fallenden Beschwerdefalle zu verfolgen hätte. Die Zu- 
ständigkeit für den Vollzug des Preisangabenrechts sollte 
daher - unbeschadet des Klagerechts privater Verbände 
und sonstiger Einrichtungen - einheitlich bei den Brmdes- 
ländern verbleiben. 

2. Zu Artikel 1 (§ 3 Abs. 2 und 3 -neu- VSchDG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag lediglich in- 
soweit zu, als § 3 VSchDG um einen neuen Absatz 2 — in 
Anlehnung an den Vorschlag des Bundesrates - ergänzt 
werden soll; im Übrigen wird der Vorschlag jedoch ab- 
gelehnt. 

Die die Bundesregierung tragenden Parteien haben in 
ihrem Koalitionsvertrag festgehalten, dass „die Neuent- 
lastung von Bürgern, Wirtschaft und Behörden von 
einem Übennaß an Vorschriften und der damit einher- 
gehenden Belastung durch bürokratische Pflichten und 
Kosten ein wichtiges Anliegen der Koalition ist“. Mit 
Kabinettsbeschluss vom 25. April 2006 hat die Bundes- 
regierung erklärt, dass ein erfolgreicher Bürokratieabbau 
nicht nur den Abbau bestehender Hemmnisse ein- 
schließt, sondern insbesondere bei der frühzeitigen Ver- 
hinderung neuer Bürokratie ansetzt. Mit Verabschiedung 
dieses Beschlusses hat sich die Bundesregierung ver- 
pflichtet, Bürokratiekosten messbar zu senken und neue 
Informationspflichten zu venneiden. Die Erarbeitung 
neuer gesetzlicher Regelungen bedarf deshalb unter dem 
Gesichtspunkt des notwendigen Bürokratieabbaues einer 
kritischen Prüfung; hierzu zählen auch gesetzlich vorge- 
schriebene Berichtspflichten, die auf ein notwendiges, 
unverzichtbares Mindestmaß reduziert werden müssen. 


Im Rahmen der notwendigen Maßnahmen zur Durchfüh- 
rung der Verordnung über die Zusammenarbeit im Ver- 
braucherschutz ist zu berücksichtigen, dass bereits Arti- 
kel 9 Abs. 1 i. V. m. Artikel 2 Abs. 1 der EG-Verordnung 
vorschreibt, dass die zuständigen Behörden ihre Markt- 
überwachungs- und Durchsetzungstätigkeit zur Bekämp- 
fung innergemeinschaftlicher Verstöße koordinieren und 
alle hierfür erforderlichen Informationen austauschen. 

Angesichts des beschränkten Zuständigkeitsbereiches 
von Landesbehörden im Rahmen der Anwendung der 
EG-Verordnung über die Zusammenarbeit im Verbrau- 
cherschutz sollten gesetzliche Regelungen zu Berichts- 
pflichten lediglich auf eine jährliche Berichterstattung, 
wie mit § 3 Abs. 2 - neu - vorgeschlagen, beschränkt 
werden. Für eine gesetzliche Regelung unterjährlicher 
Berichtspflichten wird von der Bundesregierung kein 
Bedürfnis gesehen. 

Aus Gründen des Datenschutzes und zur Wahrung der 
Rechtsfbrmlichkeit ist der zu ergänzende Absatz jedoch 
wie folgt zu fassen: 

„(2) Die Zentrale Verbindungsstelle berichtet den für 
den Verbraucherschutz zuständigen obersten Landesbe- 
hörden jährlich, erstmals zum ... [einsetzen: letzter Tag 
des Jahres, der auf das Jahr der Verkündung dieses Ge- 
setzes folgt], umfassend und in anonymisierter Form 
über die im Zusammenhang mit diesem Gesetz empfan- 
genen und weitergeleiteten Ersuchen um Amtshilfe und 
Informationsaustausch. Dazu gehören insbesondere Kla- 
gen und Urteile, die im Zusammenhang mit einem Ver- 
dacht eines innergemeinschaftlichen Verstoßes gegen 
Gesetze zum Schutz der Verbraucherinteressen erhoben 
worden oder ergangen sind.“ 

3. Zu Artikel 1 (§ 7 Abs. 4 VSchDG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

4. Zu Artikel 1 (§ 12 Abs. 2 VSchDG) 

Die Bundesregierung hat entsprechend der Bitte des 
Bundesrates die Frage geprüft, ob § 12 Abs. 2 VSchDG 
zu streichen ist. 

§ 12 Abs. 2 des Entwurfs enthält zwar eine Ermäch- 
tigung zu einer gesetzesändemden Rechtsverordnung, 
d. h. zu einer Verordnung, die den Text des Gesetzes 
selbst ändert. Jedoch kommt der Ermächtigung und den 
darauf gestützten Rechtsverordnungen lediglich eine be- 
reinigende Wirkung zu. 

Der Gesetzgeber soll von der Notwendigkeit entlastet 
werden, Bereinigungen des Gesetzeswortlauts selbst 
vornehmen zu müssen, die sich aus der Änderung vor- 
rangig anzuwendenden Gemeinschaftsrechts notwendig 
ergeben. Ähnliches gilt etwa dort, wo - wie in der Zu- 
ständigkeitsanpassungsverordnung - Änderungen in der 
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Bezeichnung und Zuständigkeit der Bundesministerien 
in den Bundesgesetzen nachvollzogen werden müssen. 

Selbst wenn man annimmt, dass die vom Bundesverfas- 
sungsgericht jüngst aufgestellten Grundsätze zur Ände- 
rung einer Verordnung durch Gesetz (BVerfGE 114, 196, 
236) auf die hier vorliegende umgekehrte Konstellation 
zu übertragen sind und deshalb auch den Änderungen 
des Verordnungsgebers Gesetzesrang zukommen muss, 
sind durchgreifende Bedenken nicht zu erheben. Ob der 
Verordnungsgeber die Macht haben kann. Gesetzesrecht 
zu schaffen, ist dogmatisch zwar nicht unzweifelhaft. 
Gleiche Zweifel bestehen aber streng genommen auch 
schon für die (umgekehrte) Frage, ob der Gesetzgeber 
Verordnungsrecht schaffen kann. Diese Frage hat das 
Bundesverfassungsrecht indes bejaht, obwohl es dem 
Gesetzgeber bei der Rechtssetzung eine freie Fonnen- 
wahl (weiterhin) nicht zugesteht (BVerfGE 114, 196, 
238). Es ist deshalb zu rechtfertigen, daim auch im vor- 
liegenden Fall anzunehmen, dass vom Verordnungsge- 
ber geschaffene Regelungen unter bestimmten Voraus- 
setzungen Gesetzesrang haben können. 

Dies gilt um so mehr, als das Bundesverfassungsgericht 
- worauf der Bundesrat selbst hinweist - es an anderer 
Stelle ausdrücklich akzeptiert hat, „durch Rechtsverord- 
nung den Inhalt des Gesetzes zu ändern ..., wenn die 
gesetzesverdrängende Wirkung auf einem ausdrücklich 
zugunsten der Rechtsverordnung reduzierten - subsidiä- 
ren - Geltungsanspruch des Gesetzes beruht, die Rechts- 
verordnung also nur eine ihr aufgrund der gesetzlichen 
Ermächtigung gestattete Möglichkeit zur Gesetzesaus- 
führung nutzt und wenn dafür sachliche Gründe be- 
stehen.“ (BVerfG 2. Kammer des Zweiten Senats, Be- 
schluss vom 4. Mai 1997, NJW 1998, 669, 670 
m. w. N.). Diese Aussage ist in der jüngeren Entschei- 
dung jedenfalls ausdrücklich nicht „zurückgenommen“ 
worden. 

Vor allem aber kann darauf verwiesen werden, dass das 
Gericht in seiner Entscheidung vom 13. September 2005 
bestrebt war, einer „seit fünfzig Jahren bestehenden 
Staatspraxis“ und einem sich darin manifestierenden 
praktischen „Bedürfnis“ Rechnung zu tragen (BVerfGE 


114, 196, 234). Die praktischen Bedürfnisse sind in der 
hier vorliegenden (umgekehrten) Fallkonstellation eben- 
falls groß. 

Insgesamt hält die Bundesregierung es deshalb für zuläs- 
sig, eine Gesetzesänderung durch Verordnung jedenfalls 
dort weiterhin vorzusehen, wo sich die durch eine Ver- 
ordnung ermöglichte Änderung auf eine „rechtsbereini- 
gende“ Anpassung des Gesetzes an geänderte, zwingende 
Vorgaben beschränkt, bei deren Umsetzung dem Gesetz- 
geber kein eigener inhaltlicher Spielraum verbleibt. 

5. Zum Gesetzentwurf insgesamt 

Die Bundesregierung hat das jetzt vom Bundesrat aufge- 
griffene Petitum, an Stelle des BVL das Bundesamt für 
Justiz als zuständige Behörde und an Stelle des Bundes- 
ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Ver- 
braucherschutz (BMELV) das Bundesministerium der 
Justiz zu benennen, bereits bei der Ausarbeitung des Ge- 
setzentwurfs geprüft. Dabei ist die Bundesregierung zu 
dem Ergebnis gekommen, dass für die Durchführung der 
Verordnung über die Zusammenarbeit im Verbraucher- 
schutz das BMELV zuständiges Bundesressort und das 
BVL sowohl Zentrale Verbindungsstelle im Sinne von 
Artikel 3 Buchstabe d der vorgenarmten EG- Verordnung 
als auch zuständige Behörde in dem in § 2 Nr. 1 
VSchDG beschriebenen Umfang sein soll. 

Der Geltungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 2006/ 
2004, wie er aus deren Anhang ersichtlich ist, macht 
deutlich, dass mit der Verordnung der Verbraucherschutz 
im grenzüberschreitenden Waren- und Dienstleistungs- 
verkehr als Querschnittsaufgabe betroffen ist. Demzu- 
folge sind auf Bundesebene neben dem BVL auch die 
BaFin und das Luftfahrt-Bundesamt als weitere zustän- 
dige Behörden benarmt (vgl. § 2 Nr. 2 und 3 VSchDG). 
Im Hinblick auf das breite Spektrum der erfassten ver- 
braucherschützenden Regelungen ist es nach Auffassung 
der Bundesregierung sachgerecht, im Rahmen dieser 
Querschnittsaufgabe das BVL als Bundesoberbehörde im 
Geschäftsbereich des BMELV darüber hinaus auch mit 
den Aufgaben der Zentralen Verbindungsstelle zu be- 
trauen. 
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